
2;BI9>?H?JJ<BH7K$?D:?I9>�;I

KD:B?DJ;BHD?J?:D7B;IB�ƾ ƾ

�H8;?JI´ Á
KƾD:B,��?7BB;9>J

?,,(k
��

���1

ťz}]zø
���$7>H=7D=

,;?J;Dk�
�
���

¶KIk:;Cq D©aqH

õƒĤñŊĶŮď���řÓƁ?,�>0;½

řšŊƝ�ūŗ}�Ř
rD=,7DI7JJk>kI$^

m
D:I$:EI�I�

�

*Er&?9	�E9?9q +Är�J,k7D:�E9?7HI;9KH� �EEH:?D7Hq
�q
�

ƈ
�Æ

â<ÚķƗ
qUÀ,k,?D6;	���

}}�};�8Ek'm9Ö  ?I97q +;9q
�m

:;q

m

e

m

IJH7rXq
ÅHHOk�7HD;O��O:D»

*EHHK=7q ?Dk:;H�EPq~H5mD: ?D7DPAH?I;
�q�� :KH9>k; D;k;HM;?J;HJ;

ŢĬ V ŎŬŷ
;�

�D=,§
ŔË��

����<�kCr �C

<8;H©aē« 9a3A;¶ 79©;D��H7=7

ă9E�k'?BB;H



Iren BischoJberger, Zilrich und Hardy Landolt, St. Gallen

Absicherung der Pflegebediirftigkeit in der Schweiz
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I. Einleitung
In der Schweizhat sich in den vergangenen rund 150 Jahren seit der Griin-

dung des Bundesstaates - im Unterschied zum restlichen Europa ohne Unter-
bruch durch Weltkriege - ein komplexes Nebeneinander von Gesetzeswerken
zur sozialen Absicherung der Risiken Alter, Krankheit und Unfall etabliert.
Dabei sind die gesetzlichen Grundlagen, Verfahren und Vergiitungen histo-
risch gewachsen und wurden stetig ausdiffereruiert. Damit steigt der Bedarf
der Koordination zwischen den Gesetzgebungen und der konsistenten Ver-
wendung von Begriffen und Konzepten.

Alle drei Risiken sind von gesellschaftlichen Veriinderungen gepriigt, wie
sie in allen westlichen Liindern zu beobachten sind. Dazu gehoren insbeson-
dere: heterogene familiale Strukturen, berufliche und soziale Mobilitiit, neue
Erwerbsmuster insbesondere von Frauen, vermehrte chronische Krankheiten
und steigende Lebenserwartung. Letzteres betriffi das biologische Alter, und
hier deutlich liingere behinderungsfreie Lebensjahre, aber auch steigende Ge-
brechlichkeit und entsprechender Hilfebedarf im hohen Alterr. Zudem steigt
auch - unabhingig vom Lebensalter - die Langlebigkeit mit Gesundheitsbe-
eintriichtigung aufgrund von pharmazeutischen, technischen oder chirurgi-
schen Fortschrifien. Hier dtirfte der Unterstiitzungsbedarf ebenfalls steigen,
einschliesslich fachlicher Anleitung und Beratung der betroffenen Person(en)
und der Koordination von Dienstleistungen insbesondere im Privathaushalt.

Vor diesem Hintergrund steigt die Anzahl von Personen mit geburtsbeding-
ten Gebrechen, Hochaltrigkeit, Krankheit oder Unfallfolgen mit einem dau-
erhaften oder vortibergehenden Bedarf an Hilfe, Betreuung und Pflege. Die
Schweizer Sozialversicherungsgesetzgebung unterscheidet hier beim Zustand
der entsprechenden Person zwischen Hilft- und Betreuungsbediirftigkeit so-
wie Pflegebedilrftigkeit. Ersteres betrifft eine Person, wenn sie wenige oder
alle Fiihigkeiten verloren hat, um im Alltag fiir sich selber zu sorgen, etwa bei
der Korperpflege oder beim Haushalten. Zweiteres beschreibt einen Zustand,
aufgrund dessen pflegefachliche Hilfe nritig wird, insbesondere zurAnleitung,
Beratung oder Durchfiihrung von pflegerischen Massnahmen2. Pflegebedtirf-
tigkeit ist demnach ein Ausschnitt aus der gesamten Hilfebediirftigkeit3.

Der Umfang der iiber 65jiihrigen pflegebediirftigen Personen wird in der
Schweiz auf 115000 bis 135000 geschatzt, wobei nur diejenigen mit einem
hohen Pflegebedarf erhoben wurdena. Es ist davon auszugehen, dass die-
se ZahI bis ins Jahr 2030 weiter steigen wird, je nach Szenario auf 170000
bis 230 000 Personen5. Die Bev0lkerungsgruppe ab 65 Jahre gibt vor allem
funktionale Einschriinkungen bei der Verrichtung von Haushaltsaufgaben an.
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Dieser Anteil, und der Bedarf an Haushaltsuntersttitzung und bei alltaglichen
Verrichtungen nimmt mit steigendem Alter exponentiell zu6.

Die altersunabhiingigen Leistungen zugunsten von hilfe- und pflegebediirf-
tigen Erwachsenen in Privathaushalten, die von Angeh<irigen iibernommen
wurden, umfassten im Jahr 2004 rund 34 Millionen Stunden. Dazu kommen
die informellen Hilfeleistungen von Privatpersonen fiir andere Haushalte.
Hier engagieren sich l2Yo der Frauen und I I %o der Miinner und setzen dafiir
pro Jahr ungefiihr 100 Millionen Stunden unbezahlt ein7.

Das Risiko >Pflegebedtirftigkeit< stellt eher ein Sonderrisiko dar und tritt
relativ selten ein. Ereignet es sich aber, ist es mit hohen Kosten fiir Kantone,
Gemeinden und Einzelne verbunden, einschliesslich Opportunitiitskosten fiir
die Angehririgen8. Hilfe und Pflege bei langdauernder funktionaler Einschriin-
kung wird basierend auf hiesigen Versorgungsprinzipien vorwiegend vom Pri-
vathaushalt der betroffenen Person und deren Angehdrigen geleistete.

Schliesslich sind nicht nur nachfrageseitig Veriinderungen zu beobachten,
sondem auch beim personellen Angebot der Leistungserbringer. Die Versor-
gung durch professionelle Fachkriifte ist in der Schweiz nicht sichergestellt.
Im Jahr 2009 wurden nur zwei Drittel der benotigten Pflegefachkriifte bzw.
2400 Pflegefachkriifte zuwenig ausgebildet'o. Die Prognosen gehen davon aus,
dass bis 2020 rund 25 000 zuseuliche Pflegefachkriifte notwendig werdenrr.

Die Phiinomene Hilfe- und Betreuungsbediirftigkeit sowie Pfl egebediirftig-
keit und damit auch die Frage, wie die entsprechenden Kosten durch offent-
f iche und private Mittel m finanzieren sind, wird sich daher im Verlauf der
ndchsten Jahre und Jahrzehnte in der Schweiz zu einer zentralen gesellschaft-
I ic he n Aufgabe entwickelnr 2.

II. Grundlagen des Schweizerischen Pflegesicherungssystems

A. Verfassungs mdss ige Grundlagen

Die Bundesverfassung verpflichtet das Gemeinwesen (Bund und Kanto-
ne), sich in Ergiinzung zur persrinlichen Verantwortung und privater Initia-
tive dafiir einzusetzen, dass jede Person die fi)r ihre Gesundheit notwendige
Pflege erhiiltr3. Bei dieser Verpflichtung handelt es sich weder um eine Kom-
petenznormra noch um ein soziales Grundrecht, sondern lediglich um ein

Vgl. Lieberhen et al., 2010, S. 23 ff
Vgl. Schiin-Biihlmann, 2005. Diese Zahlen basieren auf der Schweizerischen Arbeitskriifteerhebung
(SAKE), bzw. aus dem Modul Dunbezahlte Arbeit(. Im diesem Bericht wird zwischen Pflege und Betreu-
ung einerseits und infomelle Pflege und Dienstleistungen andererseits unterschieden.
Vgl. Penig-Chiello/Hd,pflinger, 2012, und Bischofberger, 201 l.
Vgl. Hdpffinger et al., 20 I l.
Vgl. Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektoren (GDK), 2009.
Vgl. Schweizerisches Gesundheitsobservatorium (Obsan), 2009.
Siehe dazu auch die gesundheitspolitischen Prioriteten Gesundheit 2020 des Schweizerischen Bundesrates
(http://www.bag.admin.ch,/gesundhei0020/- ^let besucht am 23.07.2013).
Vgl. Art. 4l Abs. 1 lit. b BV.
Vgl. Art. 4l Abs. 3 BV.
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Sozialzielts. Auch aus dem Sozialrecht gemess Art. 12 BV (Recht auf Hilfe
in Notlagen) kann kein Anspruch darauf abgeleitet werden, zuhause gepflegt
zu werdenl6.

Die Bundesverfassung weist dem Bund verschiedene Teilkompetenzen zur
Regelung des Sozialversicherungsrechts zur7. Die sozialversicherungsrechtli-
chen Kompeterven des Bundes bestehen namentlich in Bezug auf die sozia-
len Risiken Alter und Invaliditatr8 sowie Krankheit und Unfallre. Der Bund
verfiigt allerdings nicht iiber eine umfassende Bundeskompetenz zur Rege-
lung des Sozialversicherungsrechts schlechthin. Die Kantone sind entweder
gestiitzt auf Artikel3 BV, eine besondere Verfassungsbestimmung2o oder eine
vom Bund an sie delegierte Kompetenz2r ebenfalls zum Erlass sozialversiche-
rungsrechtlicher Normen berechtigt.

Pfl egebedtirftigkeit wird in den sozialversicherungsrechtlichen Kompetenz-
norrnen nicht als ein selbststiindiger Ankniipfungsbegriff verwendet, weist
aber mannigfaltige Gemeinsamkeiten mit anderen von der Verfassung aner-
kannten Tatbestiinden22 auf. Da Pflegebedrirftigkeit immer eine Folge von Al-
ter, Krankheit oder Unfall ist, besteht eine besonders enge Verflechtung mit
diesen sozialen Risiken. Entsprechend ist der Bund primdr zustiindig zu ent-
scheiden, ob und wie die Pflegekosten sozialversicherungsrechtlich zu decken
sind. Die Kantone und Gemeinden demgegeniiber sind primiir fiir die Sicher-
stellung einer gentigenden Pflegeversorgung verantwortlich.

B. Duales Finanzierungssystem

Im Verlauf der letzten Jahrzehnte hat sich historisch gewachsen ein uniiber-
sichtliches duales System der Pflege- und Betreuungskostenfinanzierung ent-
wickelt. Bund und Kantone gewiihren im Rahmen einer Subjektfinanzierung
den Pflegebediirftigen zahlreiche Vergtltungen fiir Betreuungs- und Pflege-
leistungen. Es handelt sich insbesondere um folgende Vergiitungen: Hilflo-
senentschiidigung (unter Einschluss eines Intensivpflegezuschlages und einer
Entschiidigung fiir lebenspraktische Begleitung)23, Pflegeentschiidigung2a,
Pflegehilfsmittel und Entschiidigung fiir Dienstleistungen Drittet'5 sowie
Betreuungsgutschri ft en26.
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Erganzend sehen Bund und Kantone eine Objektfinanzierung von Behin-
derteneinrichtungen2T, Pflegebetrieben28 und Hilfsorganisationen2e vor. Je
nachdem, ob die Subvention vom individuellen Betreuungsaufivand des Pfle-
gebediirftigen abhiingt oder nicht, spricht man von einer subjektorientierten
Objektfinanzierung (mitunter auch indirekte oder unechte Subjektfinanzie-
rung genannt) oder einer reinen Objektfinanzierung. Die Kantone kdnnen in
den Bereichen, in denen sie zur Finanzierung der durch Versicherungsleistun-
gen nicht gedeckten Heim-3o bzw. Pflegekosten3r verpflichtet sind, wiihlen, ob
sie eine Objekt- oder (unechte) Subjektfinanzierung vorsehen wollen32.

III. Pfl egebetriebssubventionen
A. Allgemeines

Sowohl die stationiiren als auch die ambulanten Pflegebetriebe werden vom
Staat subventioniert. Bei den stationiiren Pflegebetrieben ist zwischen Spilci-
lern i.S.v. Art. 39 Abs. I KVG, Pflegeheimen i. S. v. tut. 39 Abs. 3 KVG und
anderen Heimen, insbesondere Behinderteneinrichtunger i. S. v. Art. 3 IFEG33
zu unterscheiden3a. Die ambulanten Pflegebetriebe sind entweder Spitex-
Organisationen3s oder freiberuflich tiitige Pflegefachpersonen36.

Die Finanzierung des Aufenthalts in einem Pflegeheim und in einer Be-
hinderteneinrichtung richtet sich nach unterschiedlichen Grundscitzen. Das
kantonale Recht sieht denn auch je Erlasse fiir Pflegeheime und Behinder-
teneinrichtungen vor37. Fiir Behinderteneinrichtungen, die ausnahmsweise
gleichzeitig auf der Pflegeheimliste gefiihrt werden, finden ausschliesslich die
Vorschriften des IFEG und die dazt ergangene kantonale Ausfiihrungsgesetz-
gebung Anwendung38.

27 Siehe dazu infra Rn. l6 ff.
28 Vgl. Art. 25a KVG und infra Rn.2l ff.
29 Vgl. Art. 74 IVG und Art. 17 Abs. I ELG.
30 Vgl. Art. l3 Abs. 2 ELG.
3 I Vgl. Art. 25a Abs. 5 KVG.
32 Ygl. BCE l38V48l =Pra20l3Nr.3lE.5.3.
33 Gemiiss Art. 3 IFEC gelten als Institutionen zur Fdrderung der Eingliederung von invaliden Personen:

- Werks6tten, die dauemd intem oder an dezentral ausgelagerten Arbeitspl?itzen invalide Personen be-
schaftigen, die unter iiblichen Bedingungen keine Erwerbstetigkeit austiben konnen,

- Wohnheime und andere betreute kollektive Wohnformen fiir invalide Personen,
- Tagesstatten, in denen invalide Personen Gemeinschaft pflegen und an Freizeit- und Beschiiftigungspro-

grammen teilnehmen kdnnen.
34 Aft. 25a ELY unterscheidet nicht zwischen Pflegeheim und Behinderteneinrichtung. Als Heim gilt jede

Einrichtung, die von einem Kanton als Heim anerkannt wird oder iiber eine kantonale Betriebsbewilligung
verftigt. Hat die lV-Stelle eine versicherte Person im Zusammenhang mit der Gewehrung einer Hilflose-
nentschedigung als Heimbewohnerin im Sinne von Artikel 42ter Absatz2 IVG eingestuft, so gilt sie auch
fiir den Anspruch auf Ergiinzungsleistungen als Heimbewohnerin.
Vgl. Art. 5l KVV
Vgl. Art. 49 KVV.
Exemplarisch zum Beispiel der Kanton Ziirich: Pflegegesetz vom 27.09.2010 (855.1) und Verordnung iiber
die Pflegeversorgung vom 22.11.2010 (855.11) sowie Gesetz iiber Invalideneinrichtungen fiir erwachsene
Personen (lEG) vom 01. I 0.2007 (855.2) und Verordnung iiber Invalideneinrichtungen fiir erwachsene Per-
sonen (lEV) vom 12.12.2007 (855.21).

38 Vgl. z. B. $ I Abs. 2 des ziircherischen Pflegegesetzes vom 27.09.2010 (855. I ).
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B. B ehinderteneinrichtungen

Die Behinderteneinrichtungen wurden bis zum In-Kraft-Treten des Neuen
Finanzausgleichs am l. Januar 2008 durch den Bund gesttitzt auf Art.74f.
IVG und die Kantone subventioniert. Die Kantone sind seit l. Januar 20ll
verpflichtet, fiir die auf ihrem Gebiet befindlichen Heime und Behindertenein-
richtungen eine Versorgungs- und Subventionierungsregelung zu implemen-
tieren3e. Die fiir eine B ehinderteneinric htung geltenden Finanzierungsgrund-
siitze sind im Bundesgesetz vom 6. oktober 2006 ilber die Institutionen zur
Fdrderung der Eingliederung von invaliden Personen (IFEG) und subsidiiir
dem kantonalen Recht geregelt.

Das IFEG sieht in Artikel 7a0 eine Kostenbeteiligang des Wohnsitzkan-
tons des Behinderten vor, der sich in einer anerkannten Institution aufh?ilt,
und zwar unabhiingig davon, ob sich die Behinderteneinrichtung in- oder
ausserhalb des wohnkantons befindet. Die Kostenbeteiligung muss so hoch
sein, dass >keine invalide Person wegen dieses Aufenthaltes Sozialhilfe be-
ncitigt<<ar. sieht das kantonale Recht die Kostenbeteiligung durch Subventi-
onen an anerkannte Institutionen oder an invalide Personen vor, so muss ein
Rechtsanspruch auf diese Subventionen gewiihrleistet seina2.

Die Details der Kostenbeteiligung werden in der Interkantonalen verein-
barung filr soziale Einrichtungen (IVSE) vom 13. Dezember 2002 (Stand
l. Januar 2008) geregelt'3, die an Stelle der Interkantonalen vereinbarung
tiber Vergiitungen an Betriebsdefizite und die Zusammenarbeit zu Gunsten
von Kinder- und Jugendheimen sowie von Behinderteneinrichtungen (Heim-
vereinbarung) vom 2. Februar 1984 getreten ista. Die IVSE bezweckt, die
Aufnahme von Personen mit besonderen Betreuungs- und Forderungsbe-
dtirfnissen in geeigneten Einrichtungen ausserhalb ihres wohnkantons bhne
Erschwernisse zu ermciglichen, und ist nur auf interkantonale Sachverhalte
anwendbals.

39 Vgl. Art. l0IFEG.
40 Art. 7 IFEG lautet:

I Die Kantone beteiligen sich soweit an den Kosten des Aufenthalts in einer anerkannten lnstitution, dass
keine invalide Person wegen dieses Aufenthaltes Sozialhilfe bendtigt.2 Findet eine invalide Person keinen Platz in einer von ihrem Wohnsitzkanton anerkannten Institution, die
ihren Bediirfnissen in angemessener Weise entspricht, so hat sie Anspruch darauf, dass der Kanton sich
im Rahmen von Absatz I an den Kosten des Aufenthalts in einer anderen Institution beteiligt, welche
die Voraussetzungen nach Artikel 5 Absatz I erftillt.4I Vgl. Art. 7 Abs. I IFEG.

42 Vgl. Art. 8 IFEG.
43 Siehe dazu lttp://w.sodk.ch/ueber-die-sodk/ivse.html (anletztbesucht am 05.12.2013).44 Siehe femer das bis zum 31.12.2010 geltende Kreisschreiben iiber die Gewtihrung von Betriebsbeitra-

gen an Wohnheime, kollektive Wohnformen und Tagesstetten ffir Behinderte (Wohnheim-Kreisschreiben
lKSwHl, gultig ab 01.01.2007).45 Ein interkantonaler Sachverhalt liegt vor, wenn eine invalide Person vor ihrem Eintritt in eine Behinderten-
einrichtung ihren zivilrechtlichen Wohnsitz nicht in dem Kanton gehabt hat, in dem sich die Einrichtung
befindet. Im innerkantonalen Verhiiltnis dagegen gelten die Bestimmungen des kantonalen und kommu-
nalen Rechts sowie die bundesrechtlichen Vorgaben. Vgl. Kommentar der Konferenz der kantonalen So-
zialdirektoren zur Interkantonalen Vereinbarung ffir soziale Einrichtungen (IVSE) (giiltig ab 01.01.2008,
abrufbar unter hap://ww.sodk.ch/ueber-die-sodHivse/regelwerke.html [znlet besuiht im 05.12.2013])
zu Artikel I IVSE.
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Das IFEG schreibt den Kantonen nicht vor, ob Versicherungsleistungen
oder Subventionen vorzusehen sind. Festgehalten wird lediglich, dass ein
Rechtsanspruch auf Subventionen gewiihrleistet sein muss, wenn das kanto-
nale Recht die Kostenbeteiligung durch Subventionen an anerkannte Insti-
tutionen oder an invalide Personen vorsieht'6. Damit die Unterbringung von
Geschiidigten in geeigneten Institutionen sichergestellt ist, verpflichtet der
Bundesgesetzgeber die Kantone, ein Bedarfs- und Behindertenkonzept zu er-
stellen, und den Wohnsitzkanton, im inner- und ausserkantonalen Verhiiltnis
eine Kostenbeteiligung zu erbringenaT.

Bei einem Aufenthalt in einer ausserknntonalen Behinderteneinrichtung
besteht gemiiss Arr.28 Abs. 2 IVSE eine Kostenbeteiligungspflicht der Pfle-
gebedtirftigen. Sie haben die Kosten der Leistungsabgeltung teilweise oder
vollstiindig aus ihrem Einkommen und aus Anteilen des Vermcigens zu tragen.
Die Berechnung der Kostenbeteiligung erfolgt dabei nach den im Wohnsitz-
und nicht den im Standortkanton geltenden Regelna8.

C. Pflegeheime

Gemdss Art. 39 Abs. 3 KVG gelten Anstalten, Einrichtungen oder ihre Ab-
teilungen, die der Pflege und medizinischen Betreuungle sowie der Rehabi-
litation von Langzeitpatienten dienen, als >Pflegeheim<. Heime, bei denen
nicht primiir Pflege und medizinische Betreuung oder Rehabilitation, sondern
eine nicht-medizinische Betreuung im Vordergrund steht, werden von Art. 39
Abs. 3 KVG nicht erfasst. Darunter fallen insbesondere Altersheime ohne
Pflegestationen oder Wohnheime flir hilfsbediirftige Personen, nicht aber
Hospize, die der medizinischen und palliativen Betreuung schwerstkranker
Versicherten dienen, die nahe am Lebensende sindso.

Pflegeheime sind aber nur dann zu Lasten der Krankenversicherung aner-
kannt, wenn sie die Voraussetzungen von Art. 39 Abs. I KVG erfiillen5'. Das
fragliche Pflegeheim muss iiber eine gentigende iirztliche Betreuungs2, erfor-
derliches Fachpersonals3 und zweckentsprechende medizinische Einrichtun-
gen verfiigensa, der inner- bzw. interkantonalen Bedarfsplanung entsprechen
und zudem einen Leistungsaufuag erhalten haben bzw. auf der kantonalen
Pfl egeheimliste erwiihnt sein55.

Die fiir ein Pflegeheim geltenden Finanzierungsgntndscitze sind im KVG/
KLV und subsidiiir im kantonalen Recht geregelt. Es wird dabei zwischen den
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Pflege- und den Pensionskosten unterschieden. Die Pensionskosten tragen
der Pflegebedtirftige und der Kanton, in welchem sich das Pflegeheim befin-
det. Die Tragung der Pflegekosten richtet sich nach Art.25a KVG. Besagte
Bestimmung sieht vor, dass die Krankenversicherer lediglich einen Beitrag
an die Heim- und Spitexpflegekosten leistens6, der Pflegebediirftige maximal
20o/o des maximalen Pflegebeitrages triigt und die iibrigen Pflegekosten vom
Kanton zu tibernehmen sind57. Es obliegt den Kantonen zu entscheiden, ob
der maximale Pflegekostenselbstbehalt verrechnet wird oder nicht. Vereinzel-
te Kantone, so z. B. der Kanton Zijrich, haben entschieden, in Nachachtung
des Grundsatzes >ambulant vor stationiir< bei einer Hauspflege, d. h. der Pfle-
ge und Betreuung im Privathaushalt, die Hiilfte der Selbstkostenbeteiligung
zu iibernehmen58.

Von der Heim- und Spitexpflege zu unterscheiden sind die Spital- sowie die
Akut- und Ubergangspflege. Die Leistungen der Akut- und Ubergangspflege,
welche sich im Anschluss an einen Spitalaufenthalt als notwendig erweisen
und die im Spital irztlich angeordnet werden, werden von der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung und vom wohnkanton des versicherten wiih-
rend liingstens zwei wochen nach den Regeln der Spitalfinanzierung vergti-
tetse. Diese sehen vor, dass die pflegekosten im veihaltnis 55oh zu Lasien
des wohnsitzkantons und 45 %o zu Lasten der Krankenversicherer aufgeteilt
werden60.

IV. Pfl egesozialleistungen
A. G es chichtliche Entwicklung

Die Sorgepflicht des Staates ftir >Hiilflose< ist jedoch nicht neu, sondern
seit Anbeginn des schweizerischen Bundesstaates anerkannt. Bereits im
>Pensionsgesetz( vom 7. August 1852 - dem Vorliiufer des spiiteren Mili-
tiirver:sicherungsgesetzes - wurden versicherungsleistungen zu Gunsten von
>Htilflosen< vorgesehen. Nachdem der Bund zur Regelung der Kranken- und
Unfallversicherung als kompetent erkliirt wurde, steilte siih nicht nur in der
M.ilitiirversicherung, sondern die grundstitzliche Frage, welche versicherungs-
leistungen den >Hiilflosen<< zuerkannt werden sollte;.

Im Bundesgesetz betreffend die Kranken- und Unfallversicherung mit Ein-
schluss der Militiirversicherung vom 5. oktober lg996r wurde vorgesehen,
im Falle giinzlicher Hiilflosigkeit das Krankengeld auf l00oh zu erhrihen62.

vgl. Art.25a Abs. I KVG. Der ab l. Januar 20ll geltende Pflegeheimtarif sieht ryolf Bedarfsstufen
1:y: :r::^.o_1"diche vergutung von cHF 270,- (Tarifstufe l: tagricher pflegebedarf bis 20 Minuten) bisc.HF 3240; (Tarifs,tylg 12: tiiglicher pflegebedarf iiber 220 Minuten) vor (vgl Art. 7a Abs. 3 KLV).Vgl. Art. 25a Abs. 5 KVG.
fS]. z. e.1 9 Abs. 2 Pflegegesetz vom 27.09.2010 (Kanton Ziirich).
Vgl. Art. 25a Abs. 2 KVG.
Vgl. Art.49aAbs. 2 KVG.
Siehe BBI 1899 IV 61.
Ahnlich An. 24 Abs' 9 und Art 29 Abs. 2 Bundesgesetz betreffend Versicherung der Milit?irpersonen gegen
Krankheit und Unfall vom 28. Juni l90l = BBI tiOt In OS.
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Die >Hiilflosenzusatzrente( wurde spdter ins Bundesgesetz iiber die Kranken-
und Unfallversicherung vom 13. Juni 191163 iiberfiihrt, dessen Artikel TT im
ersten Absatz eine Erhcihung der Rente von 70 Yo auf 100 % des versicherten
Jahresverdienstes vorsah, wenn der Versicherte >>derart hiilflos ist, dass er be-
sonderer Wartung und Pflege< bedarf.

Eine iihnliche Regelung wurde in Artikel26 des Bundesgesetzes iiber die
Militiirversicherung vom 23. Dezember 191464 fiir das Krankengeld statuiert.
Das Bundesgesetz iiber die Militiirversicherung vom 20. September 19496s
sah in Artikel 42 ebenfalls eine Erhdhung von Krankentaggeld und Invaliden-
pension vor und stipulierte zudem eine >angemessene Entschiidigung)), wenn
die >Hilfl osigkeit besondere Aufivendungen nofwendig machu.

Damit war das Terrain fiir die Hilflosenentschiidigung vorbereitet. Im Zu-
sammenhang mit dem Erlass des IVG wurde heftig dariiber debattiert, ob
eine Hilflosenentschiidigung generell fiir alle Hilfsbedtirftigen eingefi.ihrt und
ein eigentlicher Rechtsanspruch oder nur eine Ermessensleistung vorgesehen
werden soll. Der Bundesrat schlug gezielte, nach Ermessen festzusetzende
Ftirsorgeleistungen statt feste Entschiidigungen vor, weil erstere den Verhiilt-
nissen des einzelnen Falles besser gerecht werden66.

Im verlauf der parlamentarischen Beratungen entschieden sich die eidge-
ndssischen Rdte, entgegen des Bundesrates, einen Rechtsanspruch auf eine
Hilflosenentschiidigung vorzusehen. Artikel 76 des Bundesgesetzes iiber die
Invalidenversicherung vom 19. Juni 1959 begriindete die bis heute nachwir-
kenden Grundsiitze der Hilflosenentsch?idigung. Mit dem Bundesgesetz be-
lrelfend Anderung des Bundesgesetzes tiber die Invalidenversicherung vom
5. oktober 1967 wurde der Hilflosenentschiidigungsanspruch auf in der
Schweiz wohnhafte versicherte eingeschriinkt und zudem die zentrale An-
spruchsvoraussetzung der Hilflosigkeit wie folgt definiert: >Als hilflos gilt,
wer wegen der Invaliditiit fiir die alltiiglichen Lebensverrichtungen dauernd
der Hilfe Dritter oder der perscinlichen Uberwachung bedarf<<67.

-Mit dem Bundesgesetz betreffend Anderung des Bundesgesetzes tiber die
Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 4. oktober 1961 wurde ein Jahr
spdter auch ein Anspruch auf eine Hilflosenentschiidigung in der AHV einge-
fiihrt. Artikel43bis gewiihrte diesen Anspruch den in dei schweiz wohnhif-
ten Beztigern einer Altersrente, wenn sie in schwerem Grade hilflos sind. Das
einschriinkende Kriterium der schweren Hilflosigkeit wurde in den Folgejah-
ren zwat gelockert. Eine leichte Hilflosigkeit vermittelt allerdings erst seiider
neuen Pffegefinanzierung, die am 1. Januar 201I in Kraft trat, eiren Anspruch
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68 Vgl.Art.43bisAbs. 2AHVG.69 Vgl.Art. I5ATSG.
70 Vgl. Art. 77 Abs. 2 IVG.
7 I Vgl. Art. 13 Abs. I ATSG.72 Ygl. ArI. 13 Abs. 2 ATSG.73 Vgl. Art. 43bis Abs. I AHVG und Art. 42 Abs. I IVG.74 Ygl. dazu BGE l32V 423.75 Vgl. Art. 35 Abs. I IVV.76 Vgl. ArL 42 Abs. 4 IVG.77 Ygl. Art. 42bis Abs. 3 IVG.78 Vgl. ftr den frtheren Rechtszustand BGE 124 V 166.79 Ygl. BGE 133 V4l.
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auf eine Hilflosenentschiidigung, allerdings nur denjenigen Altersrentnern, die
sich nicht in einem Heim aufhalten68.

In der Unfallversicherung galt weiterhin die Hilflosenzusatzrente. Eine ei-
gentliche Hilflosenentschiidigung wurde erst im Zusammenhang mit der To-
talrevision Anfang der 1980er Jahre angedacht. Die unfallversicherungsrecht-
liche Hilflosenentschadigung wurde schliesslich in den Artikeln 26,27 und, 4l
des Bundesgesetzes tiber die Unfallversicherung (IIVG) vom 20. M6rz l98l
festgeschrieben.

B. Hilflos enents chridigung
l. Allgemeines

Die Hilflosenentsch,idigung der IV AHV und uv stellt eine Geldleistung
dar6e, die hilflose Personen erhalten. Die Hilflosenentschiidigung der AHVTIV wird ausschliesslich vom Bund finanziertT. und nur versicherten mit
WohnsitzTr und gewohnlichem AufenthaltT2 in der Schweiz gewiihrt?3. Aus
schweizerischer Sicht gehoren die Hilflosenentschridigungen der AHV/IV zu
den beitragsunabhtingigen Sonderleistungen und unterliegen nicht der Ex-
portpflicht74. Dieser unterliegt demgegeniiber die Hilflosenentschddigung der
Unfallversicherung, da diese priimienfinanziert ist und zudem in Ziffer II des
Protokolls zum Anhangrr FZA nicht explizit von der Exportpflicht ausge-
nommen wird.

DerAnspruch auf die Hilflosenentschiidigung der IV entsteht am ersten Tag
des Monats, in dem siimtliche Anspruchsvoraussetzungen erftillt sind?5. DiE
Hilflosenentschiidigung wird frtihestens ab der Geburt gewiihrtT6. Bei ver-
sicherten, welche das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, entsteht
der Anspruch, sobald voraussichtlich wdhrend mehr als zwcilf Monaten eine
Hilflosigkeit bestehtTT. weil der Beginn des Anspruchs auf eine Hilflosenent-
schiidigung im^ heutigen zeitpunktTs im verhiiltnis unfallversicherung - IV
koordiniert ist7e, kann die Situation nicht mehr entstehen, dass zuniichst eine
Hilflosenentschtidigung von der IV zu beanspruchen ist, bis - in einem spiite-
ren Zeitpunkt - der Anspruch gegentber der Unfallversicherung entsteht.
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2. Hilflosigkeit
a) Allgemeines

Der Anspruch entsteht bei Eintritt einer Hilflosigkeit8'. Eine person gilt als
hilflos, wenn sie wegen der Beeinhiichtigung der Gesundheit fiir alltiigliche
Lebensverrichtungen dauernd der Hilfe Dritter oder der pers<inlichen Uber-
wachung bedarfl'. Die spezifischen Ausfiihrungsbestimmungen erwdhnen
neben der Hilfe bei der verrichtung von alltaglichen Lebensverrichtungen
und der persdnlichen uberwachung auch die pflege und die lebenspraktiihe
Begleilunglz.

b) Hilfe bei der Venichtung von alltiiglichen Lebensverrichtungen
Die alltaghchen Lebensverrichtungen betreffen sechs Bereiches3 :

Ankleiden und Auskleiden (inkl. allfiiiliges Anziehen oder Ablegen der
Prothese),
Aufstehen, Absitzen und Abliegen (inkl. ins Bett gehen oder das Bett
verlassen),
Essen (Nahrung ans Bett bringen, Nahrung zerkleinern, Nahrung zum
Mund fiihren, Nahrung piirieren und Sondenemiihrung),
Kdrperpfl ege (Waschen, Kdmmen, Rasieren, Baden/Duschen),
verrichten der Notdurft (ordnen der Kleider, KdrpeneinigungiUberprtifen
der Reinlichkeit, untibliche Art der verrichtung der Notdu-rft)]und
Fortbewegung (in der Wohnung, im Freien, pflege gesellschaftlicher
Kontakte).

Ftir die Hilfsbediirftigkeit in einer Lebensverrichtung mit mehreren Teilfunk_
tionen ist nicht verlangt, dass der versicherte bei allei oder bei der Mehrzahl
dieser Teilfunktionen fremder Hilfe bedarf; vielmehr gentigt es, wenn er bei ei_
ner dieser Teilfunktionen regelmiissig in erheblicher freisJauf Dritthilfe ange-
wiesen ist8a. In diesem Sinne ist die Hilfe beispielsweise bereits erheblich:

beim Essen, wenn der versicherte mvar selber essen, die Speisen abernicht zerkleinern kann, oder wenn er die Speisen n* rrrlt den Fingern zumMund fiihren kann85.
bei der KorperpflegJ, *"* der versicherte sich nicht selber waschen oderkiimmen oder rasieren oder nicht selber baden bzw. duschen kann;bei Fortbewegung und Kontaktaufnahme, wenn der versicherte im oderausser Hause sich nicht selber fortbewegen kann oder wenn er bei derKontaktaufnahme Dritthilfe ben<itigts6.
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Die Rechtsprechung differenziert bei der Hilfe in Bezug auf alltagliche Le-
bensvenichtungen zwischen direkter und indirekter Dritthilfe. Eine indirekte
Dritthilfe besteht in einer Uberwachung des Versicherten bei der Vornahme
der relevanten Lebensverrichtungen, indem etwa die Drittperson ihn auffor-
dert, eine Lebensverrichtung vorzunehmen, die er wegen seines psychischen
oder kognitiven Zustandes ohne besondere Aufforderung nicht vornehmen
wiirde87.

c) Uberwachungsbedtirftigkeit
Der Gesetzgeber unterscheidet zwischen der >>personlichen Uberwa-

chung<<88 und der >>dauemden persdnlichen Uberwachung<8e. Eine schwere
Hilflosigkeit liegt nur vor, wenn der Versicherte in allen alltiiglichen Lebens-
verichtungen regelmdssig in erheblicher Weise auf die Hilfe Dritter ange-
wiesen ist und ti6erdies dir dauemden Pflege oder der personlichen Uberwa-
chung bedarfl0. Eine leichte Hilflosigkeit demgegeniiber setzt unter anderem
eine dauernde perscinliche Uberwachung oder eine besonders aufivendige
Pflege vorausel.

Im Ubrigen wertet der Verordnungsgeber eine dauernde persc)nliche Ober-
wachungsbedilrftigkeit als gleichwertig mit einem Hilfsbedarf in Bezug auf
zwei der sechs oben genannten allt?iglichen Lebensverrichtungen bzw. als
leichte Hilflosigkeite2. Entsprechend gentigt fiir die Annahme einer mittel-
schweren Hilflosigkeit, wenn ein Hilfsbedarf statt in Bezug auf vier nur bei
zwei alltaglichen Lebensverrichtungen besteht, dafiir aber eine dauernde per-
sonliche Uberwachung notwendig iste3. Dass der Verordnungsgeber die dau-
ernde personliche Uberwachungsbediffiigkeit nur als leichte und nicht per se
als mittlere Hilflosigkeit qualifiziert, ist verfassungs- und gesetzeskonformea.

Eine dauernde persdnliche Uberwachungsbedtirftigkeit i. S. v. Art.37
Abs. 2 lit. b IVV bzw. Art. 38 Abs. 3 lit. b UW erfordert eine iiber die bloss
minimale Uberwachungsbediirftigkeil i. S. v- Art.37 Abs. I IW und Art. 38
Abs. 2 UVV hinau sgehende ..qualifaierte Ub erwachungs b ediirft igke ile5. Bei
der dauernden persdnlichen Uberwachung handelt es sich demgegentiber um
eine Art medizinischer oder pflegerischer Hilfeleistung, welche infolge des
physischen, geistigen oder psychischen Zustandes des Versicherten notwen-
dig iste6. Das Erfordernis der Dauerhaftigkeit bedingt nicht, dass die betreu-
ende Person ausschliesslich an die tiberwachte Person gebunden ist, und hat
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auch nicht die Bedeutung von )rund um die Uhn, sondern ist als Gegensatz
zu )voriibergehend< zu verstehenei.

Eine solche Hilfeleistung liegt vor, wenn eine Drittperson beim Aufstehen
in der Nacht anwesend sein muss. Dies triffi insbesondere zu fiir die elterli-
che Hilfe, den Versicherten nach Erwachen in der Nacht aufzufordern, sich
wieder hinzulegen und weiterzuschlafene8, und fiir die Uberwachung der Nah-
rungsaufnahme bei einem Versicherten, der am Prader-Labhart-Willi-Syn-
drom (PWS) erkrankt ist und an Polyphagie (krankhaft gesteigerte Nahrungs-
aufnahme infolge Fehlens eines Siittigungsgefrihls) leidetee. Diese Form der
Uberwachung geht tiber die Hilfsbedtirftigkeit im Rahmen der Teilfunktion
>Aufstehen/Abliegen< hinaus I 00.

Bei einem Tetraplegiker ist irrelevant, ob eine qualifizierte Uberwachungs-
bediirftigkeit vorliegt, da in aller Regel eine dauemde Pflegebediirftigkeit
ohne weiteres als gegeben betrachtet werden kannror. Die Hilfe bei der Ein-
nahme von Medikamenten kann sowohl als dauernde Pflegebediirftigkeit'o2
als auch als Uberwachungsbedtirftigkeit qualifiziert werdenr03. Das tigliche
Aufreissen einer Medikamentenverpackung flir einen Versicherten begriindet
eine dauernde Pflegebediirftigkeit'@. Eine rund fiinfzehnminiitige Uberwa-
chung.bei der tiiglichen Medikamenteneinnahme stellt keine dauemde person-
liche Uberwachung darr05.

d) Pfl egebedtirftigkeit
i. Dauernde oder besonders aufivendige Pflege

Der Gesetzgeber unterscheidet zwischen einer >dauemden Pflege>>r06 und ei-
ner >besonders aufivendigen Pflege>ro7. Eine schwere Hilflosigkeit liegt nur
vor, wenn der Versicherte in allen alltaglichen Lebensverrichtungen regelmiis-
sig in erheblicher Weise auf die Hilfe Dritter angewiesen ist und tiberdies der
dauernden Pflege oder der perscinlichen Uberwachung bedarFo8. Eine leichte
Hilflosigkeit demgegeniiber setzt unter anderem eine dauernde personliche
Uberwachung oder einer stiindigen und besonders aufwendige Pflege vorausroe.

Bei der Voraussetzung einer >>dauernden Pflege< handelt es sich um eine
Art medizinischer oder pflegerischer Hilfeleistung, welche infolge des phy-
sischen, psychischen und kognitiven Zustandes der versicherten Person not-
wendig ist. Unter den Begriffder Pflege fiillt zum Beispiel die Notwendigkeit,
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tZiglich Medikamente zu verabreichen oder eine Bandage anzulegen. >Dau-
ernd< hat dabei nicht die Bedeutung von >>rund um die Uhn, sondem ist als
Gegensatz zu >>voriibergehend<< zu verstehen I r0.

>Besonders aufivendig< ist die Pflege, wenn sie einen grossen Zeitaufivand
erfordert, besonders hohe Kosten verursacht oder die pflegerischen Verrich-
tungen unter erschwerenden Umstiinden zu erfolgen haben, so etwa, weil
sich die Pflege besonders miihsam gestaltet oder die Hilfeleistung zu ausser-
gewcihnlicher Zeitzl erbringen istrr'. Ein t?iglicher Pflegeaufwand von 2 bis
2 % Stunden ist sicher dann als besonders aufwendige Pflege zu qualifizieren,
wenn erschwerende qualitative Momente mit zu berticksichtigen sindr12. Be-
sonders aufuendig ist schliesslich auch der Umstand ,u qualifiri"ren, wenn
Eltern des Versicherten jeden Tag einen Dialysewechsel gegen Mitternacht
vorzunehmen haben und aus diesem Grunde entweder ihren Schlaf unterbre-
chen oder das Zubettgehen bis dahin verschieben miissenr13.

ii. Intensivpflegebedtirftigkeit
Die Invalidenversicherung gewiihrt minderjiihrigen Versicherten einen In-

tensivpflegezuschlagrra. Der Gesetzestext selbst nennt die >>intensive Betreu-
ung<< und nicht eine irgendwie geartete >>Pflege< als Leistungstatbestandrr5.
Der Verordnungsgeber konkretisiert die Betreuung dahingehend, dass auch
der >Mehrbedarf an Behandlungs- und Grundpflege im Vergleich zu nicht be-
hinderten Minderjiihrigen gleichen Alters( anrechenbar istrt6. Nicht anrechen-
bar ist der Zeitaufwand fiir iirztlich verordnete medizinische Massnahmen,
welche durch Pflegefachpersonen vorgenommen werden, sowie fiir piidago-
gisch{herapeutische Massnahmen | | 7.

Eine intensive Betreuung liegt dabei vor, wenn der anrechenbare Mehrbe-
darf im Tagesdurchschnitt mindestens vier Stunden ausmacht. Bedarf eine
minderjiihrige P.erson infolge Beeintriichtigung der Gesundheit zusiitzlich ei-
ner dauernden uberwachung, so kann diese ali Betreuung von zwei Stunden
angerechnet werden. Eine besonders intensive behinderungsbedingte Uber-
wachung ist als Betreuung von vier Stunden anrechenbarr18.

Der monatliche Intensivpflegezuschlag betriigt bei einem invaliditiitsbe-
dingten Betreuungsaufuand von mindestens 8 Stunden pro Tag 60%o, bei
einem solchen von mindestens 6 Stunden pro Tag 40%o und bei einem sol-
chen von mindestens 4 stunden pro Tag 20%o des Hdchstbetrages der Alters-
renterre. Der Zuschlag berechnet sich pro Tag und macht per i. Januar 2013
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CHF 15,60 (ab vier Stunden), CHF 31,20 (ab sechs Stunden) und CHF 46,80
(ab acht Stunden) aus.

e) Lebenspraktische Begleitung
Als hilflos gilt ebenfalls eine Person, welche zu Hause lebt und wegen der

Gesundheitsbeeintriichtigung dauernd auf lebenspraktische Begleitung ange-
wiesen ist. Die Entschiidigung fiir lebenspraktische Begleitung stellt ein >zu-
siitzliches und eigenstiindiges Institut der Hilfe<r20 fir psychisch, physisch und
geistig Behinderte darr2r. Ist nur die psychische Gesundheit beeintrZichtigt, so
muss fiir die Annahme einer Hilflosigkeit mindestens ein Anspruch auf eine
Viertelsrente gegeben sein. Ist eine Person lediglich dauemd auf lebensprak-
tische Begleitung angewiesen, so liegt immer eine leichte Hilflosigkeit vor122.

Diese Versicherungsleistung steht volljiihrigen versicherten Personen zu,
die ausserhalb eines Heimes lebenr23 und unter das IVG fallen. Verunfall-
te Versicherte, die sowohl eine Hilflosenentschiidigung nach IVG und nach
UVG beanspruchen kdnnten, erhalten ausschliesslich die Hilflosenentschndi-
gung der Unfallversicherungr2a, bei der ein Bedarf an lebenspraktischer Be-
gleitung nicht beriicksichtigt wirdr25. Altersrentner, die auf lebenspraktische
Begleitung angewiesen sind, erhalten ebenfalls keine Entschiidigung fiir le-
benspraktische Begleitung. Dieser Ausschluss stellt keine verfassungswidrige
Altersdiskriminierung darr 26.

Ist eine Person lediglich dauemd auf lebenspraktische Begleitung angewie-
sen, so liegt immer eine leichte Hilflosigkeit vort2l. Ein Bedarf an lebensprak-
tischer Begleitung i. S.v. Art. 42 Abs.3 IVG liegt vor, wenn eine volljiihrige
versicherte Person ausserhalb eines Heimes lebt und infolge Beeintriichtigung
der Gesundheit ohne Begleitung einer Drittperson nicht selbststcindig wohnen
kann, fiir Verrichtungen und Kontakte ausserhalb der Wohnung auf Beglei-
tung einer Drittperson angewiesen oder ernsthaft gefiihrdet ist, sich dauernd
von der Aussenwelt zu isolierenl28. zu beriicksichtigen ist nur diejenige le-
benspraktische Begleitung, die regelmiissig und im Zusammenhang mit den
vorerwdhnten Situationen erforderlich istr2e.
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Nicht darunter fallen insbesondere Vertretungs- und Verwaltungstiitigkeiten
im Rahmen vormundschaftlicher Massnahmen'30. Es spielt dabei keine Rol-
le, ob die >Begleitung< direkt oder indirekt erfolgt. Die Begleitperson kann
deshalb die notwendigerweise anfallenden Tiitigkeiten auch selber ausfiihren,
wenn die versicherte Person dazu gesundheitsbedingt trotz Anleitung oder
Uberwachung/Kontrolle nicht in der Lage ist'3r. Nicht massgeblich ist fer-
ner, ob die Hilfeleistungen entgeltlich oder unentgeltlich erbracht werdenr32.
Die vom BSV in den Verwaltungsweisungen vorgenommene Konkretisierung
der Anwendungsfiille der lebenspraktischen Begleitung sind gesetzes- und
verordnungskonform I 33.

Die lebenspraktische Begleitung beinhaltet aber weder die direkte oder
indirekte Dritthilfe bei den sechs alltiiglichen Lebensverrichtungen noch die
Pflege bzw. die Uberwachung des Versicherten. Sie stellt vielmehr ein zusdtz-
liches und eigenstlindiges Institut der Hilfe darr34. Steht die aktive Betreuung
in den drei vorerwiihnten Lebensbereichen, primiir.. die Ermoglichung des
selbststiindigen Wohnens im Vordergrund, ist keine Uberwachungsbediirftig-
keit anzunehmen.

3. Hilflosigkeitsgrade

Die Bemessung der Hilflosenentschiidigung richtet sich in der AHY Inva-
liden- und Unfallversicherung nach denselben Kriterienr35, unterscheidet sich
aber betragsmiissig. Unterschieden wird zwischen der Hilflosigkeit schweren,
mittleren oder leichten Grades:

Die Hilflosigkeit gilt als schwer, wenn der Versicherte vollstiindig hilflos
ist. Dies ist der Fall, wenn sie in allen allnglichen Lebensverrichtungen re-
gelmiissig in erheblicher Weise auf die Hilfe Dritter angewiesen ist und tiber-
dies der dauernden Pflege oder der perscinlichen Uberwachung bedarfl36.

Die Hilflosigkeit gilt als mittelschwer, wenn der Versicherte trotz der Abga-
be von Hilfsmitteln

in den meisten allnglichen Lebensverrichtungen regelmiissig in erhebli-
cher Weise auf die Hilfe Dritter angewiesen ist;
in mindestens zwei alltaglichen Lebensverrichtungen regelmissig in er-
heblicher Weise auf die Hilfe Dritter angewiesen ist und iiberdies einer
dau ernden p er s tinl ichen U b e rw ac hu n g bedarf; oder
in mindestens zwei alltaglichen Lebensverrichtungen regelmiissig in er-
heblicher Weise auf die Hilfe Dritter und iiberdies dauernd auf lebensprak-
t is che B egleitung angewiesen istr 37.
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Die Hilflosigkeit gilt als leicht, wenn der Versicherte trotz der Abgabe von
Hilfsmitteln:

in mindestens zwei alltaglichen Lebensverrichtungen regelmdssig in er-
heblicher Weise auf die Hilfe Dritter angewiesen ist;
einer dauernden personlichen Uberwachung bedarf;
einer durch das Gebrechen bedingten stiindigen und besonders aufwendi-
gen Pflege bedarf;
wegen einer schweren Sinnesschiidigung oder eines schweren korperli-
chen Gebrechens nur dank regelmiissiger und erheblicher Dienstleistun-
gen Dritter gesellschaftliche Kontakte pflegen kann; oder
dauernd auf I eb ens p r akt is c he B e g I e i tung angewiesen ist I 38.

Die bundesgerichtliche Rechtsprechung geht bei >tiefen< Paraplegien, bei
denen eine RumpfstabilitAt besteht, in der Regel von einer leichten Hilflosig-
keit aust3e. Eine derartige Hilflosigkeit besteht bei einem Paraplegiker selbst
dann, wenn er voll erwerbstiitig ist bzw. keine Rente erhaltr4o. Bei Tetraplegi-
kern wird demgegeniiber von einer Hilflosigkeit schweren Grades ausgegan-
gen, weil eine hilflosenrechtlich relevante Pflegebediirftigkeit zusatzlich zur
Hilfl osigkeit in allen sechs massgeblichen Lebensverrichtungen bestehtlar.

Bei der Erarbeitung der Grundlagen fiir die Bemessung der Hilflosigkeit ist
eine enge, sich ergdnzende Zusammenarbeit zwischen drztlicher Fachperson
und dem zustiindigen Sozialversicherer erforderlich. Erstere hat anzugeben,
inwiefern die versicherte Person in ihren kcirperlichen bzw. geistigen Funk-
tionen durch das Leiden eingeschriinkt ist. Der Versicherungstriiger kann an
Ort und Stelle weitere Abkliirungen vornehmen. Bei Unklarheiten tiber physi-
sche, psychische oder kognitive Stdrungen und/oder deren Auswirkungen auf
alltagliche Lebensverrichtungen sind Riickfragen an die medizinischen Fach-
personen nicht nur zuldssig, sondern notwendig. Weiter sind die Angaben der
Hilfe leistenden Personen, regelmdssig die Eltern, zu berticksichtigen, wobei
divergierende Meinungen der Beteiligten im Bericht aufnrzeigen sind. Der
Berichtstext schliesslich muss plausibel, begriindet und detailliert beziiglich
der einzelnen alltiiglichen Lebensverrichtungen sowie den tatbestandsmlissi-
gen Erfordernissen der dauernden perscinlichen Uberwachung und der Pflege
gemiss seinra2.

Eine sorgfiiltige Abkliirung der Hilflosigkeit ist besonders bei progredient
verlaufenden Krankheiten, beispielsweise einer Demenzerkrankung, von
grosser Bedeutung. Im Frtihstadium der Krankheit ist abzukldren, ob bereits
eine Hilflosigkeit in zwei alltiiglichen Lebensbereichen bzw. eine Uberwa-
chungsbedtirftigkeit besteht, welche einer leichten Hilflosigkeit entsprichtr43.
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Bei ausgepriigter Krankheit ist eine schwere Hilflosigkeit gegebenr44 und stellt
sich im Hinblick auf die unterschiedliche Htihe der Vergiitung von Krank-
heits- und Behinderungskosten, je nachdem ob der Versicherte eine Hilflose-
nentschadigung der IV oder der AHV beziehtras, in der Praxis die Frage, wann
die schwere Hilflosigkeit eingetreten ist.

Die Hdhe der Hilflosenentschiidigung betriigt:
in der Invalidenversicherung bei schwerer Hilflosigkeit 80 Prozent, bei
mittelschwerer Hilflosigkeit 50Yo und, bei leichter Hilflosigkeit 20o/o des
Hrjchstbetrages der Altersrentera6, was fiir Versicherte, die in ihrem eige-
nen Zuhause leben, per 1. Januar 2013 CHF 468,- (leichte Hilflosigkeit),
CHF 1170,- (mittlere Hilflosigkeit) und CHF 1872,- (schwere Hilflosig-
keit) monatlich entspricht; die monatlichen Ansiitze bei einem Heimauf-
enthalt machen einen Viertel aus;
in der AHV fiir eine Hilflosigkeit schweren Grades 80 %, fiir eine Hilf-
losigkeit mittleren Grades 50 % und fiir eine Hilflosigkeit leichten Gra-
des 20% des Mindestbetrages der AltersrenteraT, was per 1. Januar 2013
CHF 936,-, CHF 585,- und CHF 234,- pro Monat ausmacht.

C. Pflegeentschtidigung

l. Allgemeines

Die verschiedenen Sozialversicherungszweige sehen im Rahmen des Heil-
behandlungsanspruchs eine unterschiedliche Ersatzpflicht filr Pflegeleistun-
gen vor. Die Unterschiede betreffen sowohl die anerkannten Pflegeformen
(Spital-, Heim-, Spitex- und Angehdrigenpflege) als auch den Umfang der an-
erkannten Pflege (medizinische und nichtmedizinische Pflege).

Die Heilbehandlung wird, soweit die Leistungen gesetzlich vorgeschrieben
sind, ausschliesslich von einer einzigen Sozialversicherung iibernommenra8.
Sind die Voraussetzungen des jeweiligen Einzelgesetzes erfiillt, so geht die
Heilbehandlung im gesetzlichen Umfang und in nachstehender Reihenfolge
zu Lastenlae:

der Militiirversicherung I 50,

der Unfallversicherung,
der Invalidenversicherung,
der Krankenversicherung.

144 Statt vieler Urteile BGer vom 06.05.2013 (9C 336/2012): Schwere Hilflosigkeit bejaht bei einer 1922
geborenen Versicherten, die beidseitig an fortgeschrittenem griinem Star und einer schweren Homhauter-
krankung (vollstiindige Erblindung des rechten Auges), an ausgepragter Altersschwerhtirigkeit, kognitiven
Defiziten im Sinne einer dementiellen Entwicklung vom Alzheimertyp, Diabetes mellitus, Osteoporose im
Frakturstadium sowie zeitweise an Ham- und Stuhlinkontinenz leidet.

145 Siehe dazu Art. l9b ELV.
146 Vgl. Art.42terAbs. I IVG.
147 Vgl. Art. 43bis Abs. 3 AHVG.
148 Vgl. Art. 64 Abs. I ATSG.
149 Vgl. Art. 64 Abs. 2 ATSG.
150 Aufdie militiirversicherungsrechtliche Pflegeentschadigung wird nachfolgend nicht eingegangen.
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2. Unfallversicherung

a) Allgemeines
Die Unfallversicherung ist als kausale Sozialversicherung nur bei einer

unfallbedingten Pflegebedilrftigkeit anwendbar. Als versicherte Risiken aner-
kannt sind Berufs- und Nichtberufsunfiille sowie Berufskrankheitenr5r.

Die Pflegeentschiidigung kann nach Eintritt der Berentung nur in den nach-
folgenden Fdllen gewiihrt werden, wenn der Versicherters2:

an einer Berufskrankheit leidet,
unter einem Rtickfall oder an Spiitfolgen leidet und die Erwerbsfiihigkeit
durch medizinische Vorkehren wesentlich verbessert oder vor wesentlicher
Beeintriichtigung bewahrt werden kann,
zur Erhaltung seiner verbleibenden Erwerbsftihigkeit dauemd der Behand-
lung und Pflege bedarf oder
erwerbsunfthig ist und sein Gesundheitszustand durch medizinische Vor-
kehren wesentlich verbessert oder vor wesentlicher Beeintr?ichtigung be-
wahrt werden kann.

b) Anerkannte Pflegeformen
Die Unfallversicherung deckt unfallbedingte Spital- und Heim-r53 sowie

Spitexpflegekostenrsa. Pflegende Angehdrige sind ebenfalls als Leistungser-
bringer anerkannt, nur wird bei ihnen unterschieden, ob es sich um eine di-
plomierte Pflegefachperson handelt oder nicht'55. Angeh<irige, die im Besitz
eines Pflegediploms (Tertiiirabschluss) sind, ktinnen eine sog. ZSR-Nummer
(Zahlstellenregisternummer) beantragen und im Anschluss wie freiberuflich
tiitige Pflegefachpersonen gemdss einschliigigem Tarifuertrag abrechnenrs6.

Angehcirige, die kein Pflegediplom besitzen, erhalten nach pflichtgemdssem
Ermessen eine Entschiidigung, auf die aber kein Rechtsanspruch bestehtrsT.
Die einschliigigen Empfehlungen Nr. 7/90 der Ad-hoc-Kommission Schaden
UVGr58 machen die Entschiidigung fiir Angeh<irigenpflege davon abhSngig,
dass ein materieller Schaden (2. B. Lohnausfall des sonst auch erwerbstiiti-
gen Ehegatten, Reisespesen von auswarts wohnenden Kindern) nachgewie-
sen werden kann. Ist dem nicht so, soll eine Entschiidigung gew?ihrt werden,
wenn die Hilfe eindeutig iiber das hinausgeht, was man von einem Familien-
mitglied fiiglich erwarten darf (2. B. tiiglich stundenlange Betreuung tiber eine
grcissere Zeitspanne hinaus).

l5l Vgl. Art. 7 ff. UVG.
152 Vgl. Art. 2l Abs. I UVG und weiterftihrend Ziffer 3 Empfehlungen der AD-HOC-Kommission Schaden

UVC zur Anwendung von UVG und UVY Nr. 7/90 Hauspflege, vom 27. I t. I 990, revidiert am 29.03.2005.
153 Vgl. Art. l0 UVG i.V m. Art. l5 ff. UVV
154 Vgl.Art. l8Abs. I UW.
I 55 Vgl. Art. 18 Abs. I und 2 UVV
I 56 Der UVG-Tarifvertrag kann unter http://wmr.sbk-asi.ch/webseiten/deutsch/Sdokumente/freiberufliche/

Tarifvertrag-Sozialw.pdfruntergeladen werden (zuletzt besucht am 05.12.2013).
I 57 Vgl. Art. l8 Abs. 2 UVV.
I 58 Siehe http://www.koordination.ch/fileadmin/files/ad-hoc/archiv/07-90-alt-08.pdf (zuletzt besucht am

0s.t2.20t3).
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Die ftir unentgeltliche Pflegeleistungen entschtidigten Stundenansdtze rei-
chen von CHF 12,- im Jahr l99l15e bis CHF 35,- im Jahr 2010160. In der
Praxis wird regelmiissig ein Stundenansatz von CHF 25,- herangezogen, wo-
bei dieser Ansatz anhand der Lohnstrukturerhebung (LSE) ermittelt wird bzw.
dem gesamtschweizerischen Durchschnitts- bzw. Medianlohn fiir das Anfor-
derungsniveau 4 (einfache und repetitive Tiitigkeiten) der Tiitigkeitskategorie
>Medizinische, soziale und pflegerische Tlitigkeiten< entspricht.

c) Anerkannte Pflegeleistungen
Unter >Gesundheits- und Krankenpflege< wird im pflegetheoretischen

Kontext die eigenverantwortliche Versorgung und Betreuung, allein oder in
Kooperation mit anderen Berufsangehdrigen, von Menschen aller Alters-
gruppen, von Familien oder Lebensgemeinschaften, sowie von Gruppen und
sozialen Gemeinschaften, ob krank oder gesund, in allen Lebenssituationen
verstanden.

Professionelle Pflege schliesst die Forderung der Gesundheit, Verhiitung
von Krankheiten und die Versorgung und Betreuung kranker, behinderter und
sterbender Menschen ein. Weitere Schliisselaufgaben der Pflege sind Wahr-
nehmung der lnteressen und Bedtirfnisse, Ftlrderung einer sicheren Umge-
bung, Forschung, Mitwirkung in der Gestaltung der Gesundheitspolitik sowie
im Management des Gesundheitswesens und in der Bildungr6r.

Der juristische Pflegebegriff ist enger. Unter >Pflege<< wird im krankenver-
sicherungsrechtlichen Kontext die Behandlungs- und Grundpfleger62 und im
unfallversicherungsrechtlichen Kontext die medizinische Pflege verstanden.
Die Behandlungspflege meint Pflegeleistungen, die einen eigentlichen Be-
handlungszweck erfiillenr63. Jm Krankenversicherungsrecht besteht eine ab-
schliessende Aufzihlung der versicherten behandlungspfl egerischen Venich-
tungenr6a, w[hrend im Unfallversicherungsrecht keine Legaldefinition fiir die
medizinische Pflege besteht.

Das Bundesgericht hat sich in BGE 116V4l E.5a zum unfallversiche-
rungsrechtlichen Pfl egebegriff geiiussert und folgendes festgehalten:

>Der Begriff der Hauspflege ist vielschichtig. Er umfasst zuniichst die -
weder ambulant noch in einem Spital, sondern eben zu Hause applizierten

Vgl. Urteil Versicherungsgericht Ziirich vom 23.04.1991 = SG Nr. 764 E. ll (CHF 12,- pro Stunde fiir
Spitalgehilfin, die ihren Bruder pflegte).
Vgl. Urteil BGer vom 23.07.2010 (8C.896/2009) (vier Stunden pro Tag bei einem Tetraplegiker) und
Einspracheentscheid SUVA vom 25.02.2000 (22 I 099.SAM) (vier Stunden pro Tag bei einern Tetraplegi-
ker, CHF 35,- fiir ausliindische Pflegefachfrau mit Diplom in allgemeiner Krankenpflege, die nicht in der
Schweiz zugelassen war).
Der Intemational Council ofNurses (lCN) definiert die Aufgabe der Pflegefachperson wie folgt: >Nureing
encompasses autonomous and collaborative care ofindividuals ofall ages, families, groups and communi-
ties, sick or well and in all settings. Nursing includes the promotion ofhealth, prevention ofillness, and the
care ofill, disabled and dying people. Advocacy, promotion ofa safe environment, research, participation
in shaping health policy and in patient and health systems mmagement, and education are also key nursing
roles< (siehe http:/Auww.icn.ch/abouricn/icn-definition-of-nursing/- zuletzt besucht am 05.12.2013).
Dazu infra Rn. 97 ff.
Vgl. An. 7 Abs.2 lit. b Ziff. I ff. KLv.
Vgl. BGE 136 Y 172 = Praz0l0 Nr. 135 E. 4.3 und Urteil BGer vom 2l .12.2010 (9C_702/2010) E. 4.2.2.
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- Heilanwendungen mit therapeutischer Zielrichtung, die von einem Arzt
vollzogen oder angeordnet werden. Hauspflege ist aber auch die zu Hause
stattfindende medizinische Pflege im Sinne der Krankenpflege (siehe zu die-
ser Unterscheidung BGE 102 V 48 Erw. I mit Hinweisen; ZAK 1980 S. 182,
1977 S. 423 Erw.1 a), der zwar das therapeutische (heilende) Agens fehlt, die
aber fiir die Aufrechterhaltung des Gesundheitszustandes doch unerliisslich
ist. Das trifft insbesondere auf medizinische Vorkehren im Sinne von Art' 2l
Abs. I lit. d UVG zu, welche lebensnotwendige organische Funktionen er-
moglichen, untersti.itzen, sichem oder gleichsam ersetzen. Eine dritte Form
von Hauspflege ist die nichtmedizinische Pflege, sei es am Betroffenen selber
in Form von Hilfeleistungen bei den allt2iglichen Lebensverrichtungen, sei es
als Hilfestellungen in seiner Umgebung durch Ftihrung des Haushaltes oder
Besorgung der alltaglichen Angelegenheiten.<

Der unfallversicherungsrechtliche Pflegebegriff, mithin die >medizinische<
Pflege, umfasst insoweit nicht nur die krankenversicherungsrechtliche Be-
handlungspflege, sondern dariiber hinaus alle grundpflegerischen Massnah-
men, die unter Art. 2l Abs. I UVG fallen. Gemdss Art.21Abs. I lit. c und d
sind insbesondere Pflegeleistungen versichert, die entweder zur Erhaltung der
verbliebenen Erwerbsftihigkeit erforderlich sind, oder bei erwerbsunfiihigen
Versicherten dazu dienen, den Gesundheitszustand entweder wesentlich zu
verbessern oder vor wesentlicher Beeintriichtigung zu bewahren.

Hierzu zah\en etwa die Dekubitusprophylaxe sowie Massnahmen zur Ver-
hiitung oder Behebung von behandlungsbedingten Schiidigungen der Haut,
die krankenversicherungsrechtlich Grundpflege darstellen165, unfallversiche-
rungsrechtlich aber als medizinische Pflegehandlungen zl qualifizieren sind,
da sie notwendig sind, um eine wesentliche Beeintriichtigung der Gesundheit
des Versicherten zu verhindern. Zur medizinischen Pflege zahlen ferner die
tiigliche Verabreichung von Medikamenten und das Anlegen einer Bandager66
sowie das Katheterisieren oder Klopfen und Pressen der Blase, das Anlegen
eines Kondoms mit Urinal und das digitale Stuhlausriiumenr6T.

Massnahmen, die im Zusammenhang rnit alltaglichen Lebensverrichtungen
erbracht werden, oder der Fiihrung des Haushaltes oder der Besorgung von
alltagiichen Angelegenheiten dienen, sind nicht zur medizinischen Pflege zu
zahlen. Diese begrtinden, soweit die vorerw2ihnten Voraussetzungen erfiillt
sind, eine Hilflosigkeitr6s.
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3. lnvalidenversicherung

a) Allgemeines
Die Invalidenversicherung gewiihrt als finale Volksversicherung medizini-

sche Eingliederungsmassnahmenr6e. Seit dem In-Kraft-Treten der 5. IVG-Re-
visionr 70 besteht kein Anspruch auf medizinische Eingliederungsmassnahmen
fiir Erwachsene mehr bzw. nur noch fiir Versicherte vor dem vollendeten
20. Altersjahr. Dabei ist zu unterscheiden, ob die versicherte Person an einem
Geburtsgebrechen leidet oder nichtr 7r.

b) Anerkannte Pflegeformen
Die medizinischen Massnahmen umfassen die Behandlung, die vom Arzt

selbst oder auf seine Anordnung durch Pflegefachpersonen in Anstalts- oder
Hauspflege vorgenommen wird, mit Ausnahme von logopiidischen und psy-
chomotorischen Therapien, und die Abgabe der vom Arzt verordneten Arz-
neienl72. Beim Entscheid tiber die Gewiihrung von arztlicher Behandlung in
Anstalts- oder Hauspflege ist auf den vorschlag des behandelnden Arztes oder
der behandelnden Arztin und auf die personlichen Verhiiltnisse der Versicher-
ten in angemessener Weise Riicksicht zu nehmenrT3.

c) Anerkannte Pflegeleistungen
i. Medizinische Eingliederungsmassnahmen

Hiiusliche, ambulant oder stationiir durchgefiihrte medizinische Massnah-
men. (Behandlungspflege unter Einschluss der akzessorischen Grundpfle-
gerte|ts werden nur gewiihrt, wenn sie nicht auf die Behandlung des Leidens
an sichr76, sondern unmittelbar auf die Eingliederung ins Erwerbsleben oder
in den Aufgabenbereich gerichtet und geeignet sind, das rentenrelevante funk-
tionelle Leistungsverm<igen dauernd und wesentlich zu verbessern oder vor
wesentlicher Beeintriichtigung zu bewahrenrTT.

ii. Geburtsgebrechensversicherung
Versicherte, die an einem anerkannten Geburtsgebrechen leideniTs, haben

bis zum vollendeten 20. Altersjahr Anspruch auf die zur Behandlung von Ge-
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burtsgebrechen notwendigen medizinischen MassnahmenrTe. Nach der bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung ziihlt die tiigliche Krankenpflege nicht zu
den medizinischen Massnahmen, weil ihr kein therapeutischer Charakter im
eigentlichen Sinn zukommtrso.

Femer wurde erwogen, dass Pflegemassnahmen gemiiss kt. l3 f. IVG nur
solche pflegerischen Verrichtungen darstellen kOnnen, die von diplomiertem
Pflegepersonal ausgefiihrt werden miissen und auch ausgefiihrt werden. Vor-
kehren - auch lebenserhaltender Art -, die eine medizinisch oder pflegerisch
nicht geschulte Person, insbesondere Angehdrige, auszufiihren in der Lage ist
oder dazu angeleitet werden kann, stellen von vornherein keine medizinische
Massnahmen darr8r. Die fragliche Rechtsprechung des Bundesgerichts hat fiir
grosse Irritation in der Praxis gesorgt, weil die IV-Stellen bislang Entlastungs-
einsdtze der Kinderspitex entschiidigten.

Das Bundesamt fi.ir Sozialversicherungen hat in der Folge mit IV-Rund-
schreiben Nr.297 vom 01.02.2011 und nachfolgend mit IV-Rundschrei-
ben Nr.308 vom 27.02.2012 die gemtiss Art. 13f. IVG leistungspflichtigen
Pflegemassnahmen im Bereich der Kinderspitex konkretisiertr82. Das Versi-
cherungsgericht des Kantons St. Gallen hat erwogen, dass die in den vorer-
wiihnten IV-Rundschreiben Nr. 297 und 308 vorgenommene Aufziihlung der
leistungspflichtigen Pflegemassnahmen fiir den Richter lediglich eine Ausle-
gungshilfe darstellen und in jedem Fall nicht als abschliessend zu verstehen
sindr83.

iii. Intensivpfl egezuschlag fiir Minderjiihrige
Pflegerelevant ist sodann der den Minderjahrigen zukommende Intensiv-

pflegezuschlagr8a. Dieser wird insbesondere gewiihrt fiir den Mehrbedarf an
Behandlungs- und Grundpflege und dauernder Uberwachung im Vergleich
zu nicht behinderten Minderjiihrigen gleichen Altersr8s. Zwischen der Pfle-
geentschiidigung gemdss Art. 13 f. IVG einerseits und der im Rahmen der
4. IVG-Revision im Jahr 2004 nebst der Hilflosenentschiidigung neu ein-
gefiihrten Intensivpflegezuschlag andererseits gilt der Grundsatz der Alter-
nativitiit. Alle nicht unter Arl 13 f. IVG fallenden Pflegeleistungen werden
invalidenversicherungsrechtlich durch die Hilflosenentschiidigung und den
Intensivpfl egezuschlag abgegolten I 86.

���k/=Bk�HJk?�k�/!
��
k/=#k�!�k���k/k�
�< 
���k/=Bk�!�k���k/k�
�}
���k,?9>9kB/k+KD:I9>H9?8;Dk(} �
��%?D:;HIF?J;Nl&;?IJKD=;DkD79>k�HJ?A9Bk��k�/!k?Dk��9H8?D:KD=kC?Jk�HJ?l

A;Bk��k�/!�EDBD;k/;H?=87HkKDJ9Hk>?F?Â MMk8ILk7:C?Dk9>�LE"PK=�:E9KC9DJI�D:;N�97J9=EHO�����7D=�

:9Kl PKB;JPJk8;IK9>Jk7Ck
�k��k�
���

���k,?9>;k.HJ;?BkLECk?�k��k�
"�B/k�
�������

���k/=Bk:7PKkIKFH7k+Dk�� 
���k/=#k�HJk��k�8Ik�kKD:k��//
���k/=#k�!����/�
��k�
�



��� B i s c h o/b e rge r/L a nd o I t 2#�,k�
��

4. Krankenversicherung

a) Allgemeines
Die Krankenversicherung ist als finale Sozialversicherung sowohl bei ei-

ner krankheits- als auch einer unfallbedingten Pflegebedtirftigkeit anwendbar,
in letzterem Fall aber nur subsidiAr zur Unfallversicherung und insoweit die
Leistungsvoraussetzungen der Krankenversicherung erfiillt sindr87. Soweit
die Geburtsgebrechensversicherung nicht fiir krankenversicherungsrechtliche
Pflegeleistungen aufzukommen hat, sind diese subsidi2ir vom Krankenversi-
cherer zu entsch?idigen'88.

b) Anerkannte Pflegeformen
i. Spitalpflege

Die Spitalaufenthaltskosten werden unter Einschluss von Kost und Logis
vollumfiinglich iibernommenr8e. Eine Spitalpflege setzt voraus, dass beim
Versicherten eine medizinische oder eine soziale Spitalbediirftigkeitte, vor-
liegt. lst der Versicherte nicht mehr spital-, aber heim- bzw. spitexbediirftigrer,
galt nach der Rechtsprechung eine Ubergangszeit von einem Monat fiir die
Umplatzierung ins Heimre2. Seit dem Inkrafttreten der Neuen Pflegefinan-
z_ierung besteht lediglich noch ein Anspruch auf eine zweiwdchige Akut- und
Ubergangspflegete3.

Leistungen der Akut- und Ubergangspflege umfassen alle in Art.7 Abs.2
KLV aufgefiihrten Massnahmen (Abkliirung, Beratung, Koordination und Un-
tersuchung sowie Behandlungs- und Grundpflege), welche sich im Anschluss
an einen Spitalaufenthalt als notwendig erweisen und die im Spital arztlich
angeordnetrea und von freiberuflichen Pflegefachpersonen, einer Spitex-Or-
ganisation oder einem Pflegeheim durchgefiihrt werdenres. Akur und Uber-
gangspflege werden nach den Regeln der Spitaffinanzierungte6 und nicht nach
den sonst tiblichen Pflegetarifen entschiidigtreT.
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ii. Heimpflege
Die versicherten Pflegeleistungen, die in einem Pflegeheim i. S. v. Art. 39

Abs. 3 KVG erbracht werden, richten sich nach den Grundsiitzen der ambu-
lanten Pflegeres und werden nach Zeittaif entschiidigtree. Der Bundesrat ist
umfassend ermiichtigt, die versicherten Pflegeleistungen, die Bedarfsermitt-
lung, den Tarif und die Qualit2itskontrollen zu regeln2oo, wobei der Gesetzge-
ber in Ergiinzungzu den allgemeinen Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmds-
sigkeit und Wirtschaftlichkeit bei der Festlegung der versicherten Pflegeleis-
tungen verlangt, die >notwendige Qualitit< zu beriicksichtigen20r.

iii. Spitexpflege
Die Spitexpflege umfasst einerseits die Pflege durch freiberufliche Pflege-

fachpersonen i. S. v. Art. 49 KVV202 und andererseits die Pflege durch eine
kantonalrechtlich anerkannte Spitex-Organisation i. S. v. Art. 5l KW203, 204.

lm bisherigen Recht war nicht geregelt, ob auch die versicherten Pflegemass-
nahmen durch anerkannte Leistungserbringer in Tages- oder Nachtstrukturen,
von Spitex-Pflegefachkriiften im Pflegeheim oder ambulant im Pflegeheirn
durchgefiihrt werden diirfen. Die Neue Pflegefinanzierung klSrt diese Unsi-
cherheit und anerkennt alle diese Betreuungsformen, unabhiingig davon, ob
die versicherte Leistung ausschliesslich am Tag oder wiihrend der Nacht er-
bracht werden2os.

Gemiiss dem Spitextarif sind fiir Massnahmen derAbkliirung, Beratung und
Koordination derzeit pro Stunde CHF 79,80, flir Massnahmen der Untersu-
chung und der Behandlung CHF 65,40 und flir Massnahmen der Grundpflege
CHF 54,60 zu entschddigen206. Massgeblich sind Zeiteinheiten von 5 Minu-
ten, wobei pro versicherte Verrichtung mindestens l0 Minuten zu entschiidi-
gen sind207. Im Gegensatz zum Spitex- unterscheidet der Pflegeheimtarif nicht
nach Art der Pflegemassnahme, sondern einzig nach dem zeitlichen Pflegebe-
darf pro Tag. Dieser ist denn auch in der Abrechnung aufzufiihren2o8.
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iv. Angehririgenpflege
In der Krankenversicherung sind Angehdrige, die selbst nicht die Zulas-

sungsvoraussetzungen des KVG erfiillen, keine anerkannten Leistungserbrin-
ger2oe. Es besteht deshalb fiir die Angehorigenpflege selbst gestiitzt auf die
Austauschbefugnis keine Leistungspflicht2ro. Eine solche besteht nur, wenn
der pflegende Angehdrige tiber eine ZSR-Nummer verftigt2ri. Das Bundesge-
richt hat eine Leistungspflicht bei einem Ehegatten abgelehnt, der die Vor-
aussetzungen fiir eine ZSR-Nummer erfiillte, aber eine solche (noch) nicht
beantragt hatte2t2.

Keine Umgehung des Zulassungserfordemisses stellt die Anstellung von
pflegenden Angehcirigen, die nicht im Besitz eines Pflegefachdiploms sind,
durch eine zugelassene Spitex-Organisation dar. In einem solchen Fall liegt
entschidigungspflichtige Spitex- und nicht Angehorigenpflege vor2r3. Ange-
stellte Angehcirige dtirfen nur relativ einfache Grundpflege und/oder Grund-
pflege in einfachen Situationen2ra, nicht aber Behandlungspflege2rs erbringen.
c) Anerkannte Pfl egeleistungen
i. Allgemeines

Die Leistungen der Krankenpflege ambulant oder im Pflegeheim umfassen
gemiiss Art. 7 Abs. 2KLY:

Massnahmen der Abkliirung, Beratung und Koordination (lit. a);
Massnahmen der Untersuchung und Behandlung (lit. b);
Massnahmen der Grundpflege (lit. c).

ii. Abkliirung, Beratung und Koordination
Die Massnahmen der Abkliirung, Beratung und Koordination sind:
Abkl2irung des Pflegebedarfs und des Umfeldes des Patienten und pla-
nung der notwendigen Massnahmen zusammen mit dem Arzt und dem
Patienten;
Beratung des Patienten sowie gegebenenfalls der nichtberuflich an der
Krankenpflege Mitwirkenden bei der Durchfiihrung der Krankenpflege,
insbesondere im Umgang mit Krankheitssymptomen, bei der Einnahme
von Medikamenten oder beim Gebrauch medizinischer Geriite, und Vor-
nahme der notwendigen Kontrollen;
Koordination der Massnahmen sowie Vorkehrungen im Hinblick auf
Komplikationen in komplexen und instabilen Pflegesituationen durch spe-
zialisierte Pfl egefachpersonen.
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Anzumerken ist, dass die Leistungskategorie >Koordination(( seit dem
l. Januar 2012 in Kraft ist. Diese Neuerung basiert auf einer Anpassung im
Rahmen der Umsetzung der Nationalen Palliative Care Strategie des Bundes.
Um den Verbleib zuhause bis zum Lebensende auch mit instabiler Symptoma-
tik zu sichern, wurde anerkannt, dass die oft zahlreich in einem Privathaushalt
agierenden Leistungserbringer gut koordiniert sein miissen und diese Koordi-
nationsleistung entsprechend zu vergtiten ist2r6. Die Vergtitungsvoraussetzun-
gen sind in der verordnung nicht auf palliative Situationen beschriinkt.

iii. Behandlungspflege
Die Unterscheidung in Behandlungs- und Grundpflege2r7 ist in mehrfacher

Hinsicht von Bedeutung. Erstens handelt es sich bei der >Behandlungspfle-
geliste< um eine positive Liste, weshalb nur explizit aufgefiihrte Leistungen
versichert sind2rs. Zweitens gelten fiir behandlungs- und grundpflegerische
Leistungen unterschiedliche Tarife2'e. Drittens kann die Hilflosenentschiidi-
gung nur an die Grund-, nicht aber an die Behandlungspflege angerechnet
werden22o.

Als Behandlungspfl egeleistungen sind folgende anerkannt22r :

Messung der Vitalzeichen (Puls, Blutdruck, Temperatur, Atem, Gewicht),
einfache Bestimmung des Zuckers in Blut und Urin,
Entnahme von Untersuchungsmaterial zu Laborzwecken,
Massnahmen zur Atemtherapie (wie Or-Verabreichung, Inhalation, einfa-
che Atemiibungen, Absaugen),
Einfiihren von Sonden oder Kathetern und die damit verbundenen pflege-
rischen Massnahmen,
Massnahmen bei Hiimo- oder Peritonealdialyse,
Vorbereitung und Verabreichung von Medikamenten sowie Dokumentati-
on der damit verbundenen Tiitigkeiten,
enterale oder parenterale Verabreichung von Niihrl<jsungen,
Massnahmen zur Uberwachung von Infusionen, Transfusionen und Ge-
rdten, die der Behandlung oder der Kontrolle und Erhaltung von vitalen
Funktionen dienen,
Spi.ilen, Reinigen und Versorgen von Wunden (inkl. Dekubitus- und Ulcus-
-cruris-Pflege) und von Korperhohlen (inkl. Stoma- und Tracheostomie-
pflege) sowie Fusspflege bei Diabetikern,
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pflegerische Massnahmen bei strirungen der Blasen- oder Darmentlee-
rung, inkl. Rehabilitationsgymnastik bei Inkontinenz,
Hilfe bei Medizinal-Teil- oder -Vollbddern; Anwendung von Wickeln, Pa-
ckungen und Fangopackungen,
pflegerische Massnahmen zur Umsetzung der 2irztlichen Therapie im All-
tag, wie Eintiben von Bewiiltigungsstrategien und Anleitung im Umgang
mit Aggression, Angst, Wahnvorstellungen,
Unterstlitzung fiir psychisch kranke Personen in Krisensituationen, insbe-
sondere zur Vermeidung von akuter Selbst- oder Fremdgefiihrdung.

Behandlungspflegerischer Natur sind die beim Vorliegen eines Hirntumors
erbrachten Leistungen im Zusammenhang mit der Kontrolle der Ausschei-
dung (Durchfall), die Temperaturkontrolle, die Beurteilung von Allgemeinzu-
stand/Kreislaufkontrolle/Schmerzerfassung sowie die Lagerung/Hilfestellung
bei Aspirationsgefahr und Shuntlagerung. Schwierigkeiten bereitet demge-
geniiber die leistungsrechtliche Einordnung der Hilfestellungen rund um das
chemotherapiebedingte Erbrechen mit einem Aufuand von zwei bis fiinf
Stunden pro Nacht; das Bundesgericht qualifizierte auch diese Leistungen,
unter Einschluss der W artezeiten, als B ehandlungspfl e ge222.

iv. Grundpflege
Bei der Grundpflege wird zwischen der allgemeinen Grundpflege und den

Massnahmen zur Uberwachung und Unterstiitzung psychisch kranker Perso-
nen in der grundlegenden Alltagsbewiiltigung223 unterschieden:

Zw allgemeinen Grundpflege zahlen etwa Beine einbinden, Kompressi-
onsstriimpfe anlegen, Betten, Lagern, Bewegungsiibungen, Mobilisieren,
Dekubitusprophylaxe, Massnahmen zur Verhiitung oder Behebung von
behandlungsbedingten Schidigungen der Haut; Hilfe bei der Mund- und
Korperpflege, beim An- und Auskleiden oder beim Essen und Trinken22a.
Die Massnahmen zur Uberwachung und (Jnterstiltzung psychisch kranker
Personen umfassen unter anderem die Erarbeitung und Einiibung einer an-
gepassten Tagesstruktur, zielgerichtetes Training zur Gestaltung und F6r-
derung sozialer Kontakte, Untersttitzung beim Einsatz von Orientierungs-
hilfen und Sicherheitsmassnahmen225.

Das Bundesgericht hat klargestellt, dass es sich bei den beiden >Grund-
pflegelisten<< nicht um eine Positivliste handelt und im Unterschied zum Pfle-
geaufivand in Heimen auch keine zeitlichen Grenzen festgelegt sind, es im
Hinblick auf eine rechtsgleiche Praxis aber zu begrtissen wdre, wenn der Ver-
ordnungsgeber die unter dem Titel der Grundpflege als Pflichtleistungen zu
vergi.itenden Massnahmen niiher umschreiben wiirde226. Die >offene< Grund-
pflegeliste umfasst insoweit auch nicht explizit aufgefiihrte Pflegeleistungen.
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Diese konnen aber nicht altemativ oder sogar kumulativ zu anderen explizit
aufgefiihrten Leistungen beansprucht werden.

Das Durchfiihren von Bewegungsi.ibungen, Mobilisieren, Massnahmen
zur Dekubitusprophylaxe und zur Verhiitung von Hautschiiden stellen etwa
Grundpflegeleistungen dar227 und kcinnen im Rahmen einer Physiotherapie
nicht (nochmals) zu Lasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
beansprucht werden. Das Bundesgericht stellt aber fest, dass das Pflege-
personal keine >eigentliche Physiotherapie< durchflihren konne und Bewe-
gungsiibungen im Rahmen der Grundpflege keine Physiotherapie darstelle,
gleichwohl aber dieselben Leistungen nicht doppelt abgerechnet werden
drirfen228.

Da Art. 7 Abs. 2 Iit. c KLV nur Pflegeleistungen umfassen, ist in jedem
Einzelfall zu prtifen, ob eine Pflege- oder eine nicht versicherte Betreuungs-
leistung bzw. hauswirtschaftliche Dienstleistung vorliegt22e. Gegenstand von
Massnahmen zur Uberwachung und Unterstiitzung psyihisch krinker Perso-
nen kcinnen zwar Beeintriichtigungen in den grundlegenden alltiiglichen Le-
bensverrichtungen bilden, sind aber nur so weit entschiidigungspflichtig, als
sie krankheitsbedingt sind. Es muss sich zudem um Massnahmen der perso-
nenhilfe und nicht der Sachhilfe (insbesondere Haushaltshilfe) handeln. Mit
der besonderen Grundpflege sollen psychisch erkrankte Person befiihigt wer-
den, die allt6glichen Lebensverrichtungen wieder selbst zu besorgen (>Hilfe
zur Selbsthilfe,)"0.

Als hauswirtschaftliche Dienstleistungen zu qualifizieren sind Tiitigkeiten,
die mit der wirtschaftlichen und tatsiichlichen Haushaltsfiihrung in Zusam,
menhang stehen, wie etwa Einkiiufe, Nahrungszubereitung inklusive Hilfe
beim Essen und rrinken23r, Besorgen der wdsche und andere iihnliche ver-
richtungen, welche nicht auf der Liste der Grundpflegeleistungen stehen, wel-
che die obligatorische Pflegeversicherung vergiiten muss232. Die Begleitung
der pflegebedtirftigen Person vom Schlafzimmer zum Esssaal stellt ebenfalli
keine Pflegemassnahme nach KVGA(LY daf33. Die Hilfe beim Essen und
Trinken kann kontextabhiingig eine Grundpflegeleistung sein23a.

D. Assistenzbeitrag
l. Allgemeines

Die Diskussionen betreffend Einfiihrung eines Assistenzbeitrages zwecks
Fdrderung des selbstbestimmten Lebens von Behinderten reichen bis in die
1990er Jahre zuriick.
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Das bereits im Rahmen der 4.IVG-Revision geplante Instrument wurde
allerdings nicht umgesetzt.ln den Schlussbestimmungen der Anderung vom
2l . M6,rz Z0O3 (4.IV-Revision)235 wurde der Bundesrat aber verpflichtet, >>un-

verziiglich nach Inkrafttreten dieser Gesetzesiinderung einen oder mehrere Pi-
lotversuche, in denen Erfahrungen mit Massnahmen gesammelt werden, die
eine eigenverantwortliche und selbstbestimmte Lebensfiihrung von Versicher-
ten miteinem Bedarf an Pflege und Betreuung stiirken>, in die Wege zu leiten.

Mit verordnung vom 10. Juni 2005 iiber den Pilotversuch >Assistenzbud-
get<< wurde dieser Pilotversuch geregelt. Seit dem 1. Januar 2006 wurde der
Pilotversuch Assistenzbudget schliesslich in den Kantonen Basel-Stadt, St.
Gallen und Wallis durchgefiihrt236. Auf Grund der positiven Ergebnisse schlug
der Bundesrat die Einfiihrung eines Assistenzbeitrages vor237.

Im Rahmen der 6. IVG-Revision (erster Teil 6a) wurde ein Assistenzbeitrag
per l. Januar 2012 eingefiilxt238. Mit dem Assistenzbeitrag soll der zweck
der IV dem Versicherten eine eigenverantwortliche und selbstbestimmte
Lebensfi)hrung TJ ermriglichen23e, erfiillt werden. Der Assistenzbeitrag be-
zweckt femer, Versicherte, die bereits zu Hause leben, so lange wie m<iglich
einen Heimiibertritt hinaus zuzdgem, und Bewohner von Behindertenheimen
den Austritt aus einem solchen zu ermoglichen. Der Bundesrat rechnet mit
400 Heimaustritten und 700 vermeidbaren Heimeintriften in den ndchsten
l5 Jahren2ao.

2. Anspruchsvoraussetzung

Der Anspruch auf einen Assistenzbeitrag steht Versicherten zu, denen eine
Hilflosenentschiidigung der IV ausgerichtet wird, die zu Hause leben und die
volljiihrig sind2ar. Der Anspruch auf einen Assistenzbeitrag steht weder den
Beztigern einer Hilflosenentschiidigung der Unfall-z42 bzw. der Militiirversi-
cherung2a3 noch den Beztigem einer Hilflosenentschiidigung der AHY2aa ztt.

Bei nur teilweise unfallbedingter Hilflosigkeit hat die Unfallversicherung
zwar Anspruch auf jenen Teil der Hilflosenentschiidigung der IY den diese
ausrichten wtirde, wenn die versicherte Person nicht verunfallt wdre2a5, dem
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Versicherten wird die Hilflosenentschiidigung jedoch ausschliesslich von der
Unfallversicherung ausgerichtet; ein Anspruch auf einen Assistenzbeitrag be-
steht deshalb auch in diesem Fall nicht2a6.

3. Anerkannte Assistenzformen

Als Assistenzperson anerkannt sind nafiirliche Personen247 vom Versicher-
ten oder ihrer gesetzlichen Vertretung im Rahmen eines Arbeitsvertrages an-
gestellt sind, und weder mit dem Versicherten verheiratet sind, mit ihr in ein-
getragener Partnerschaft leben oder eine faktische Lebensgemeinschaft fiih-
ren noch in gerader Linie mit ihr verwandt sind2a8.

Der Ausschluss naher Angehdriger begrtindet der Bundesrat mit dem Hin-
weis auf die Unterstiitzungspflicht gemiiss Artikel 328 ZGB und die Unter-
haltspflicht gemdss Artikel 163 und 276ff. ZGB, und vertritt die Meinung,
dass die Angehdrigenbetreuung mit Hilflosenentschiidigung, Vergtitung der
Krankheits- und Behinderungskosten durch die EL sowie Betreuungsgut-
schriften hinreichend abgedeckt werde2ae.

Diese Begrtindung ist vor dem Hintergrund der politischen Rahmenbedin-
gungen, insbesondere der Sparbemtihungen in der IV, zu sehen. Es ist offen-
sichtlich, dass die Hilflosenentschiidigung, die in schweren Fdllen jahrlich
maximal CHF 22464,- betriitgt, nicht geniigt, um den Erwerbsausfall von
pflegenden Ehegatten oder betreuenden Eltern oder die ungedeckten Betreu-
ungs- und Pflegekosten zu decken.

4. Anerkannte Assistenzleistungen

Die versicherte Person hat nur Anspruch auf einen Assistenzbeitrag, wenn
ihr Hilfebedarf zur Anstellung einer oder mehrerer Assistenzpersonen fiir
mehr als drei Monate fiihrt25o. Folgende Hilfeleistungen sind vergtitungsf;ihig:

alltiigliche Lebensverrichtungen (Ankleiden, Auskleiden, Aufstehen, Ab-
sitzen, Abliegen, Essen, Kdrperpflege, Verrichten der Notdurft)2sr,
Haushaltsfiihrung (Haushaltsfiihrung, administrative Aufgaben, Erniih-
rung, Wohnungspflege, Einkauf und weitere Besorgungen sowie Wiische-
und Kleiderpflege)2s2,
gesellschaftliche Teilhabe und Freizeitgestaltung (Hobbys, pflanzen/Haus-
tiere, Lesen, Radio/TV, Sport, Kultur, Besuch von Anliissen)253,

Vgl. Botschaft 6. IV-Revision,20l0, S. 1900.
Nicht berechtigt sind demnach Hilfeleistungen, die durch stationere (Heime, Spitiiler, psychiatrische
Kliniken) oder teilstationare lnstitutionen (Werk-, Tages- und Eingliederungsstattin) sowie durch Orga-
nisationen und anderejuristische Personen erbracht werden (Ausnahme Beiatung- und Unterstiitzungs-
leistungen).
Vgl. Art. 42quinquies lit. a und b IVG.
Vgl. Botschaft 6. IV-Revision, 201 0, S. I 867 und 1902 f.
Vgl. Art. 39d IVV
Vgl. Art. 39c lit. a IVV und Botschaft 6. IV-Revision, S. I 904 f.
Vgl. Art. 39c ]it. b IW und Botschaft 6. IV-Revision, S. 1904 f.
Vgl. Art. 39c lit. c IW und Botschaft 6. IV-Revision, S. I 904 f.
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Erziehung und Kinderbetreuung25a,
Austibung einer gemeinniitzigen oder ehrenamtlichen Tiitigkeit255,
berufl iche Aus- und Weiterbildung256,
Ausiibung einer Erwerbstiitigkeit auf dem reguliiren Arbeitsmarkt, wozu
Tiitigkeiten im geschiitzten Rahmen in Werk- oder Tagesstiitten und der
Besuch von Weiterbildungen bei Behindertenorganisationen nicht ztt zah-
len sind257,
Uberwachung wihrend des Tages2s8 und
Nachtdienst2se.

Als direkte Hilfe werden neben Hilfeleistungen zur Unterstiitzung oder
Ausfi.ihrung von Tiitigkeiten auch Leistungen anerkannt, welche den fehlen-
den H<ir- oder Sehsinn ausgleichen (dolmetschen, lormen, vorlesen usw.). Als
indirekte Hilfe werden Anleitungen, Kontrolle sowie Uberwachung bei der
Ausfi.ihrung von Tiitigkeiten anerkannt260.

Der fiir den Assistenzbeitrag massgebliche Hilfebedarf wird mit Hilfe eines
standardisierten Abkliirungsinstruments (FAKT) sowohl fiir direkte als auch
fiir indirekte Hilfeleistungen ermittelt26r. Steht der monatliche Assistenzbedarf
fest, ist der zeitaufwand der Hilfeleistungen, die durch die Hilflosenentschii-
digung262, die Beitriige ftir Dienstleistungen Dritter anstelle eines Hilfsmit-
tels263 und den fiir die Grundpflege26a ausgerichteten Beitrag der obligatori-
schen Krankenpflegeversicherung an Pflegeleistungen26s abgegolten sind266, in
Abzug zubringen267.

Der Verordnungsgeber hat folgende monatliche Hcichstansiitze festgelegt:
fiir Hilfeleistungen in den Bereichen alltigliche Lebensverrichtungen,
Haushaltsfiihrung und gesellschaftliche Teilhabe und Freizeitgestaltung
pro alltiigliche Lebensverrichtung, die bei der Festsetzung der Hilflose-
nentsch2idigung festgehalten wurde, bei leichter Hilflosigkeit: 20 Stun-
den, bei mittlerer Hilflosigkeit: 30 Stunden und bei schwerer Hilflosigkeit:
40 Stunden268.
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fiir Hilfeleistungen in den Bereichen Erziehung und Kinderbetreuung,
Austibung einer gemeinniitzigen oder ehrenamtlichen Ttitigkeit, berufl iche
Aus- und Weiterbildung sowie Ausiibung einer Erwerbstiitigkeit auf dem
regul2iren Arbeitsmarkt: insgesamt 60 Stunden26e,
fiir die Uberwachung wiihrend des Tages: 120 Stunden27o.

Der Assistenzbeitrag betriigt derzeit (seit 01.01.2013) CHF32,80 pro
Stunde2Tr. Muss die Assistenzperson fiir die bendtigten Hilfeleistungen in den
Bereichen nach ArL 39c lit. e-g i.iber besondere Qualifikationen verfiigen, so
betriigt der Assistenzbeitrag CHF 49,15 pro Stunde2?2. Die IV-Stelle legt den
Assistenzbeitrag frir den Nachtdienst nach Intensitiit der zu erbringenden Hil-
feleistung fest; er betriigt hochstens CHF 87,40 pro Nacht273.

E. Pflegehilfsmittel
1. Abgabe von Hilfsmitteln

Eine Betreuungs- und Pflegebedtirftigkeit zieht normalerweise Kosten frir
Pflegehilfsmittel (Pflegebett, Rollstuhl, Duschrollstuhl, Inkontinenzartikel,
Salben etc.) nach sich. Die Pflegehilfsmittel werden einerseits von der Kran-
kenversicherung im Rahmen der Mittel- und Gegenstiinde-Liste (sog. Mi-
Gel-Liste)27a und andererseits von der IV tibernommen. Der Versicherte hat
Anspruch auf die in den jeweiligen Hilfsmittellisten aufgefiihrten Hilfsmit-
tel275, unabhiingig davon, ob er das fragliche Hilfsmittel oder ein gleichwerti-
ges Hilfsmittel bereits angeschaft hat276.

Die Hilfsmittellisten, insbesondere die im Anhang zur HVI enthaltene Liste,
sind insofem abschliessend, als sie die in Frage kommenden Hilfsmiuelkate-
gorien aufziihlen. Dagegen ist bei jeder Hilfsmittelkategorie zu priifen, ob die
Aufziihlung der einzelnen Hilfsmittel (innerhalb der Kategorie) ebenfalls ab-
schliessend oder bloss exemplifikativ ist277. Die jeweiligen Hilfsmittel kcinnen
entweder in natura - leihweise oder zu Eigentum - in einfacher und zweck-
miissiger Ausfiihrung abgegeben2T8 oder - im Bereich der Invaliden- und Mi-
litiirversicherung - als Geldleistung (Amortisationsbeitrage, Ersatzleistung
bzw. Entschiidigung fiir Dienstleistungen Dritter)27e entschiidigt werden.

Die IV hat die in der Hilfsmittelliste unter Ziffer 14 erwiihnten und nach-
folgend aufgeflihrten Pflegehilfsmittel (Hilfsmittel ftir die Selbstvorsorge)
abzugeben:
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14.01 WC-Dusch- und WC-Trockenanlagen sowie Zusetze zu bestehenden
S anit?ireinrichtungen,
sofern die versicherte Person ohne einen solchen Behelf nicht zur
Durchfiihrung der betreffenden Kdrperhygiene ftihig ist. Die Abgabe
erfolgt leihweise.

14.02 Krankenheber:
Zur Verwendung im privaten Wohnbereich. Die Abgabe erfolgt
leihweise.

14.03 Elektrobetten (mit Aufzugbiigel, jedoch ohne Matratze und sonstiges
Zubeh6r):
Zur Verwendung im privaten Wohnbereich fiir Versicherte, die da-
rauf angewiesen sind, um zu Bett zu gehen und aufzustehen. Die
Abgabe erfolgt leihweise. Dauernd Bettliigerige sind vom Anspruch
ausgeschlossen.
Vergiitet wird der Kau$reis eines Bettes bis zum Hcichstbeitrag von
2500 Franken. Der Beitrag an die Auslieferungskosten des Elektro-
bettes betriigt 250 Franken.

14.04 Invaliditiitsbedingte bauliche Anderungen in der Wohnung:
Anpassen von Bade-, Dusch- und WC-Riiumen an die Invaliditiit, Ver-
setzen oder Entfernen von Trennwlinden, Verbreitern oder Auswech-
seln von Ttiren, Anbringen von Haltestangen, Handliiufen und Zu-
satzgriffen, Entfernen von Tiirschwellen oder Erstellen von Schwel-
lenrampen, Installation von Signalanlagen fiir hochgradig Schwerhci-
rige, Gehdrlose und Taubblinde. Der H<ichstbeitrag fiir Signalanlagen
betriigt 1300 Franken.

14.05 Treppenfahrsttihle und Rampen:
Fiir Versicherte, die ohne einen solchen Behelf ihre Wohnstiitte nicht
verlassen kcinnen.
Wird anstelle eines Treppenfahrstuhls ein Treppenlift eingebaut, so
betriigt der H<ichstbeitrag 8000 Franken. In diesem Fall besteht kein
Anspruch auf Vergtitung von Reparaturkosten. Die Abgabe erfolgt
leihweise.

14.06 Assistenzhund fiir kcirperbehinderte Personen,
sofern die Eignung der versicherten Person als Assistenzhundhalte-
rin erwiesen ist und sie dank dieser Hilfe eigenstiindiger zu Hause
leben kann. Der Anspruch besteht nur ftir schwer kdrperbehinderte
Erwachsene, die eine Entschiidigung fiir eine Hilflosigkeit mittleren
oder schweren Grades beziehen. Die Versicherung leistet ntm Zeit-
punkt der Abgabe des Assistenzhundes einen Pauschalbetrag von
15500Franken, der sich wie folg zusarnmensetzt: 12500Franken
fiir die Anschaffirngskosten und 3000 Franken fiir Futter- und Tier-
arztkosten. Die Leistung kann maximal alle acht Jahre eingefordert
werden, fi.ir jeden Hund jedoch nur einmal.
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Einen dariiber hinaus gehenden Pflegehilfsmittelkatalog kennen weder die
AHV noch die Unfallversicherung. Pflegebediirftige AHV-Rentner erhalten
entweder im Rahmen der Besitzstandswahrung die bisher von der Invaliden-
versicherung abgegebenen Pflegehilfsmittel oder sind auf die Vergtitung von
Krankheits- und Behinderungskosten verwiesen28o.

Die bis 31. Dezember 2010 in Kraft gewesene ELKV sah unter diesem Ti-
tel die leihweise Abgabe (*) bzw. die Abgabe zu Eigentum folgender Pflege-
hilfsmittel vor:

Atmungsapparate bei Ateminsuffi zienz (Ziffer 20*),
Inhalationsapparate (Ziffer 2 | *),
Automatische Ztsdtze zu Sanitiireinrichtungen, sofern ein Versicherter
ohne diesen Behelf allein nicht zur betreffenden Kdrperhygiene f?ihig ist
(Ziffer 22*),
Krankenheber, sofern iirztlich bescheinigt ist, dass ein Krankenheber fiir
die Hauspflege notwendigist (Ziffer 23*),
Elektrobetten, sofern drztlich bescheinigt ist, dass ein Elektrobett fiir die
Hauspflege eine absolute Notwendigkeit darstellt (Ziffer 24*),
Nachtstiihle (Ziffer 25),
Coxarthrosesttihle (Ziffer 26*) und
Aufzugst?inder (Bettgalge n) (Ziffer 27 *).

Diese Regelung wurde im Zusammenhang mit der Neuregelung des Fi-
nanzausgleichs zwischen den Kantonen per 1. Januar 2008 aufgehoben. Die
Kantone sind nunmehr spiitestens mit Wirkung ab l. Januar 20ll (Ende der
Ubergangsfrist) gehalten, eine Vergiitungspflicht fiir notwendige, zweckmiis-
sige und wirtschaftliche Hilfsmittel, namentlich Pflegehilfsmiffel, vorzusehen,
wobei sie den Umfang festlegen kdnnen28r. Die meisten Kantone fiihren die
friihere Pfl egehilfsmittel-Liste der ELKV fort.

2. Entschiidigung fiir Dienstleistungen Dritter
Invaliden-282 und Militiirversicherung2s3 sehen sodann einen Anspruch auf

Dienstleistungen Dritter vor. Voraussetzung fiir diesen Anspruch ist, dass der
Versicherte die Voraussetzungen fiir die Abgabe eines bestimmten Hilfsmit-
tels, namentlich auch, sofern erforderlich, eine dauernde existenzsichernde
Erwerbstiitigkeit ausfiihrt28a, erfiillen wtirde, dieses aber wegen Gegebenhei-
ten, die in seiner Person liegen, nicht beniitzen kann2E5.

An Stelle des Hilfsmittels erhiilt der Versicherte in einem solchen Fall eine
Geldleistung. Die monatliche Vergiitung fiir die Dienstleistungen Dritter darf
weder den Betrag des monatlichen Bruttoerwerbseinkommens des Versicher-
ten noch den anderthalbfachen Mindestbetrag der ordentlichen einfachen Al-
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tersrente, d. h. CHF 1755,- (Stand: 01.01.2013), iibersteigen286. Hafie der Ver-
sicherte Anspruch auf ein Hilfsmittel, kann dieses aber nicht selber bedienen,
z. B. selbst ein Motorfahrzeug lenken, sind ihm die Substitutionskosten bis
zum vorerwdhnten Maximalbetrag zu entschiidigen.

Ist der Versicherte bereits mit Hilfsmitteln, z.B. einem Hdrgeriit, ad?iquat
versorgt, kdnnen auf Grund der substitutiven Natur keine zusiitzlichen Dienst-
leistungen Dritter, namentlich Kosten eines Gebiirdendolmetschers, gewiihrt
werden287. Die Dienstleistung Dritter darf lediglich den Ausfall gewisser Teile
oder Funktionen des menschlichen Korpers kompensieren, um den Versicher-
ten zu befiihigen, den Arbeitsweg zuriickzulegen oder berufliche Funktionen
zu verrichten288.

Die Hilfsmittelverordnung der Invalidenversicherung erwiihnt insbesondere
folgende Dienstleistungen Dritter28e:

Transport und Begleitung von Behinderten vom Wohn- zum Arbeitsort an
Stelle eines Motorfahrzeuges oder eines Blindenftihrhundes auf dem Ar-
beitsweg, insbesondere auch Taxikosten,
Vorlesen von berufsnotwendigen Texten zur Ermdglichung der Berufsaus-
tibung im Falle von Blindheit oder hochgradiger Sehbehinderung2eo,
Dolmetschen von speziell anspruchsvollem Gesprcichs-/Lernstffi wenn
dies fiir die Berufsaustibung oder den Schulbesuch im Falle von Gehcirlo-
sigkeit oder schwerer H<irbehinderung notwendig ist.

Bei Bilrohilfslcrriften ist zu unterscheiden, ob die Hilfskraft an Stelle eines
Hilfsmittels, das einen behinderungsbedingten Funktionsausfall des Versi-
cherten, z. B. den Verlust der Sehkraft, substituiert, t?itig ist oder nur Tatig-
keiten ausfiihrt, die der nur noch teilerwerbsfiihige Versicherte behinderungs-
bedingt noch ausfiihren krinnte bzw. ausgefiihrt hatte. Letztere Tiitigkeiten
stellen, auch wenn sie unter der Anleitung und Aufsicht des Versicherten
erfolgen, und zeitlich relativ kurz sind, z.B. ca. zwei Wochenstunden, keine
Dienstleistung Dritter dar2er.

Haben Versicherte fiir die Erwerbstiitigkeit in einem Landwirtschafts- oder
Gewerbebetrieb Anspruch auf ein kostspieliges Hilfsmittel, das von der IV
nicht zuriickgenommen oder nur schwer wieder abgegeben werden kann, so
kann an Stelle des vom Versicherten angeschafften Hilfsmittels ein selbsta-
mortisierendes Darlehen ausgerichtet werden2e2. Die Darlehenssumme verrin-
gert sich jihrlich, je nach Abschreibungsdauer der Investitionen. Fallen die
Anspruchsvoraussetzungen vor Ablauf der Abschreibungsdauer dahin, ist der
Versicherte gegentiber der IV zur Riickzahlung der Restschuld verpflichtet2e3.
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F E rgcinzungs I e i s tu n gen

1. Allgemeines

Personen mit Wohnsitz und gewdhnlichem Aufenthalt in der Schweiz haben
Anspruch auf Ergiinzungsleistungen, wenn sie eine Rente oder eine Hilflo-
senentschiidigung der Invalidenversicherung2ea beziehen oder Anspruch auf
eine Invalidenrente der IV hiitten, wenn sie die Mindestbeitragsdauer gemdss
Art. 36 IVG erfiillen wiirden2e5. Die versicherten Ergiinzungsleistungen beste-
hen einerseits in einer jrihrlichen Ergc)nzungsleistungle6 sowie in einer Vergii-
tung von Krankheits- und Behinderungskosten2eT. Bei beiden Leistungen ist
das Pflegerisiko mitversichert, aber nicht voll gedeckt.

Die Ergiinzungsleistungen bezwecken eine Sicherung des sozialversiche-
rungsrechtlichen Existenzminimums2es. Dieses geht iiber das absolute Sozi-
alhilfeminimum hinaus2ee. Wer Ergiinzungsleistungen bezieht, ist nach der
Rechtsprechung denn auch nicht per se bedflrftig und kann Anspruch auf un-
entgeltliche Rechtspflege und -verbeistiindung erheben3m. Die Ergiinzungs-
leistungen sind subsidiiir zu anderen Sozialversicherungsleistungen, insbeson-
dere zu solchen der Kranken- und Unfallversicherung3or, anwendbar.

2. Jiihrliche Ergiinzungsleistung

a) AnrechenbareAusgaben
Hauspflege
Die jahrliche Ergiinzungsleistung ergibt sich durch eine Gegentiberstel-

lung der anrechenbaren Ausgaben und der anrechenbaren Einnahmen. Sie
entspricht dem Differenzbetrag und wird monatlich ausbezahlt. Bei den Aus-
gaben wird unterschieden, ob der Versicherte in einem Heim oder Zuhause
betreut und gepflegt wird.

Anrechenbare Ausgaben sind bei Versicherten, die zu Hause wohnen, u. a.
der Betrag fi)r den allgemeinen Lebensbedarf, die Wohnungskosten und die
Krankenkassenprdmie. Lebt der Versicherte in einem Paar- oder Familien-
haushalt, erfolgt eine Gesamtberechnung, in welche die anerkannten Ausga-
ben und Einnahmen aller Mitglieder des fraglichen Haushalts miteinbezogen
werden302.

294 Personen mit Anspruch auf eine Hilflosenentschedigung haben erst Anspruch auf Erginzungsleistungen,
wenn sie das I 8. Altersjahr vollendet haben (vgl. Art. 6 ELG).
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Bei den Wohnungskosten kcinnen behinderungsbedingte Auslagen bis ma-
ximal CHF 3600,- fiir die Miete einer rollstuhlgringigen Wohnung zusiitzlich
zum jiihrlichen Maximalbetrag berticksichtigt werden3o3. Bewohnt der pflege-
bediirftige versicherte eine eigene wohnung oder ein Eigenheim, sind behin-
derungsbedingte Investitionen, z. B. ftir den Einbau und Betrieb eines Trep-
penlifts, als Gebiiudeunterhaltskosten bis zum steuerlichen Maximalbetrag
anzurechnen, sofern sie nicht als werterhaltend zu qualifizieren sind3s.
ii. Heimpflege

Beim Wohnen im Heim wird an Stelle des Betrags fiir den allgemeinen
Lebensbedarfs ein Betrag fir perscinliche Auslagen und an stelle der woh-
nungskosten eine Tagestaxe beriicksichtigt3os. Als Folge des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Heim- und Hauspflege kann ein Heimbewohner als
Ergiinzungsleistung den Gegenwert des fiir eine zu Hause lebende person
berechneten maximalen Existenzminimums beziehen306. Liegen die Heimauf-
enthaltskosten iiber dem Existenzminimum von zu Hause lebenden EL-Bezii-
gern, miissen die Kantone die Differenz vollsfiindig iibernehmen3oT.

Die Kantone k<innen eine obergrenze bei den anrechenbaren Tagestaxen
vorsehen3o8. Bislang war es den Kantonen nicht untersagt, Tagestaxen vorzu-
sehen, die den versicherten zum Beztg von Sozialhilfeleistungen zwangen.
Seit Inkrafttreten der >>Neuen Pflegefinanzierung< am r. Januar 20ll miiJsen
die anrechenbaren Tagestaxen beim Aufenthalt in einem anerkannten pflege-
heim von Bundesrechts wegen so hoch sein, dass der versicherte nicht sozial-
hi lfebediirft ig wird3@.

Die Kantone geniessen bei der Umsetzung des Sozialhilfeabhtingigkeits-
verbots einen Ermessensspielraum, weshalb ein Pensioniir nicht zwingend
Ergdnzungsleistungen erh6lt, die gentigen, um ftir den eigenen Aufenthalt in
einem Heim aufkommen zu ktinnen3r,. Es kommt hinzu, dass das sozialhil-
feabh?ingigkeitsverbot nur bei einem Aufenthalt in einem >>anerkannten pfle-
geheim< gilt3rr. Anerkannte Pflegeheime sind solche, die sich auf der kanto-
nalen Pflegeheimliste befinden und die weiteren voraussetzungen von Art. 39
Abs. 3 KVG erfiillen. Indem das ELG auf die krankenversicherungsrechtliche
Anerkennung und Planung verweist, auferlegt es indessen die Beichtung ei-
niger Grundsiitze in Bentg auf den Umfang und die Auszahlung der Ergan-
zungsleistungen zu Gunsten der Personen, die in einem 11"i- *optr"n:rz. -
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In erster Linie muss der Kanton dafiir besorgt sein, dass jede Person, die
unter seine Gerichtsbarkeit fiillt und die den gesetzlichen Bedingungen fiir
den Aufenthalt in einem Heim entspricht, tatsiichlich iiber einen Platz ver-
fiigen kann. In zweiter Linie kann den Versicherten grundsatzlich nicht die
Moglichkeit vorenthalten werden, zwischen den auf der kantonalen Liste auf-
gefiihrten Heimen zu wiihlen. Drittens muss der bedtirftige Pensioniir eines
Heimes, dessen Aufenthaltstarife den vom Kanton festgesetzten H<ichstbetrag
tiberschreiten, gleichfalls sich darin auflralten k<innen, jedoch unter der Be-
dingung, dass das zur Diskussion stehende Heim es akzeptiert, die Person zu
dem vom Kanton festgesetzten Tarif aufzunehmen3r3.

Der vom Wohnsitzkanton vorgesehene Hochstbetrag fiir Tagestaxen ist auf
die Festsetzung der anerkannten Ausgaben einer Versicherten anwendbar, die
sich in einem spezialisierten Pflegeheim in einem andern Kanton aufhiilt, wel-
cher einen hciheren anrechenbaren Betrag kennt. Mit Art. 10 Abs. 2 lit. a ELG
vereinbar ist, wenn ein Kanton die zu beriicksichtigenden Aufenthaltskosten
in einer Weise begrenzt, dass im Regelfall nur die Sozialhilfeabhiingigkeit
von Pensioniiren verhindert wird, die in einer von ihm selber anerkannten
Einrichtung betreut werden. In einem neueren Urteil hat das Bundesgericht
nicht beanstandet, dass eine betagte Frau mit zunehmender Demenz jahrli-
che Aufenthaltskosten von CHF 63875,- zu tragen hat, weil sie von ihrem
Wohnkanton Tessin in ein Pflegeheim im Kanton Ztxich wechselte, wo ihre
Tdchter leben3ra.

Bei der Berechnung der Ergiinzungsleistung des Ehegatten, der nicht im
Heim oder Spital lebt, werden lediglich die Mietzinsausgaben fiir Alleinste-
hende von derzeit CHF 13 200,- berticksichtigt3ts. Diese Regelung hat zur
Folge, dass der nicht im Heim lebende Ehegatte trotz der Heraufsetzung der
Vermogensfreigrenze auf CHF 300 000,-3'6 gef;ihrdet ist, die bisherige eheli-
che Wohnung verlassen zu mtissen, wenn die jiihrlichen Unterhaltskosten der
Wohnung oder des Wohnhauses iiber CHF 13 200,- liegen.

b) Anrechenbare Einnahmen
Von den anrechenbaren Ausgaben werden die anrechenbaren Einnahmen

abgezogen. Dantziihlen u.a. Erwerbs- und Renteneinkommen sowie Zinser-
triige. Angerechnet wird ein Ftinfzehntel bei Alleinstehenden bzw. ein Zehntel
bei Ehepaaren bei Altersrentnern desjenigen Vermcigens, das iiber der Vermci-
gensfreigrenze von CHF 37500,- fiir Alleinstehende und CHF 60000,- fiir
Ehegatten liegt3r7. Die Kantone kdnnen bei einem Heimaufenthalt den Anteil
des anrechenbaren Vermdgens auf einen Fiinftel erh6hen3rE.

Die fiir in selbstbewohntes Wohneigentum investiertes Eigenkapital bisher
geltende Vermcigensfreigrenze von CHF 112 500,- wurde mit In-Kraft-Treten
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der >Neuen Pflegefinanzierung< am l. Januar 20lI auf CHF 300000,- er-
hoht, wenn ein Ehegatte im Heim und der andere Ehegatte in einer selbstbe-
wohnten Liegenschaft lebt bzw. die Ehegatten in einer selbstbewohnten Lie-
genschaft leben und einer von ihnen Beziiger einer Hilflosenentschiidigung
der AHV IV, Unfall- oder Milittirversicherung ist3re.

Sind in der Tagestaxe eines Heims oder Spitals auch die Kosten f)r die
Pflege einer hilflosen Person enthalten, so wird die Hilflosenentschiidigung
der AHV, IV, Militar- oder Unfallversicherung als Einnahme angerechnet32o.

3. Vergiitung von Krankheits- und Behinderungskosten
a) Allgemeines

Eine Vergiitung von Krankheits- und Behinderungskosten kann von den
Beziigern einer jlihrlichen Ergiinzungsleistung beansprucht werden32l. Auch
Heimbewohner sind anspruchsberechtigt, aber nur bis maximal cHF 6000,-
pro Jahr322. versicherte, die auf Grund eines Einnahmeniiberschusses keinen
Anspruch auf eine jahrliche Ergiinzungsleistung haben, im tibrigen aber alle
Anspruchsvoraussetzungen zum Bezug einer j iihrlichen Ergtinzungsleistung
erftillen, haben Anspruch auf die vergtitung der Krankheits- und-Behinde-
rungskosten, die den Einnahmentiberschuss iibersteigen323.

b) Anerkannte Krankheits- und Behinderungskosten
Die zu entsch?idigenden Krankheits- und Behinderungskosten werden im

Rahmen bundesrechtlicher Vorgaben32a durch die Kantone bezeichnet32s. Die
Kantone haben von Bundesrechts wegen folgende Kosten zu vergiiten326:

Kosten fur zahndrztliche B ehandlung,
Kosten fiir Hilfe, Pflege und Betreuung zu Hause sowie in Tagesstrukturen,
Kosten fiir iirztlich angeordnete Bade- und Erholungskuren,
Diiitkosten,
Kosten fiir Transporte zur niichstgelegenen Behandlungsstelle,
Hilfsmittel und
die Kostenbeteiligung nach Artikel 64 KVG.

Bis zum 31. Dezember 2010 wurde der Erwerbsausfail pflegender Ange-
hdriger entschiidigt, sofern diese nicht in die El--B".e"hnung eingeschlosJen
waren und der Erwerbsausfall sowohl >wesentlich<< als auch ,rtang"r dauernd<
war327 . Praxisgemiiss kann unter umstiinden bereits eine ErwerbrEinbu.r" uon
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10% als erheblich betrachtet werden; ein Ausfall von lediglich fiinf Arbeits-
tagen begrtindet aber keine dauernde Erwerbseinbusse328. Per l. Januar 2011
miissen die Kantone eigene Verordnungen zur Vergiitung des Erwerbsausfalls
erlassen. Beispielsweise gilt derzeit im Kanton Aargau ein Erwerbsausfall von
10 % und eine Dauer von vier Wochen als antragsberechtigt32e.

Die kantonalen Ausfiihrungsbestimmungen verweisen regelmtissig auf die
friiheren bundesrechtlichen Grundsdtze, sehen aber mitunter fiir pflegende
Angehorige, unabhiingig vom Nachweis eines Erwerbsausfalls, Entschddi-
gungen vor, im Kanton Bern beispielsweise maximal CHF 9600,- pro Jahr330.

Die Frage, ob und allenfalls in welchem Ausmass pflegende Angehcirige
einer Erwerbstiitigkeit nachgegangen wdren, ist mit Riicksicht auf die pers6n-
lichen, familiiiren, wirtschaftlichen und sozialen Verhiiltnisse unter Beriick-
sichtigung des Umfangs der zu leistenden Pflege zu beurteilen33r. Die Verwal-
tung hat angesichts der Beweisschwierigkeiten den anspruchsbegriindenden
Sachverhalt der mutmasslichen Erwerbstiitigkeit >besonders sorgf;ilti g<< zu
erheben332. Die Annahme einer Erwerbseinbusse gestiitzt auf statistischJWer-
te ist mit dem Untersuchungsgrundsatz nicht vereinbat'33. Bestanden beim
pflegenden Angeh<irigen vor Beginn des Betreuungsverhiiltnisses seit Jahren
grossen Einkommensschwankungen, ist die Annahme einer Erwerbseinbusse
nicht gerechtfertigt33a.

c) Hrichstbetrdge
Die Kantone sind im Rahmen der bundesrechtlichen Vorgaben frei, die er-

satzfiihigen Kosten und die zu ersetzenden Hcichstbetriige nt bestimmen335.
Sie sind insbesondere berechtigt, die Kostenvergtitung auf im Rahmen einer
wirtschaftlichen und zweckmiissigen Leistungserbringung erforderliche Aus-
gaben zu beschriinken.

Die ausgewiesenen Krankheits- und Behinderungskosten werden im Um-
fang der geltenden allgemeinen und besonderen Hcichstbetrrige, die je nach
Hilflosigkeitsgrad abgestuft sind, iibernommen. Die Kantone k<innen seitdem l.Januar 20ll allgemeine und besondere Hdchstbetriige festlegen.
Die allgemeinen kantonalen Hdchstbetr?ige diirfen folgende Betriige nicht
unterschreiten:

Bei zu Hause lebenden Personen:
alleinstehenden und verwitweten personen sowie Ehegatten von in Hei-
men oder Spitiilern lebenden personen: CHF 25 000,-,
Ehepaaren: CHF 50 000,- und

Vgl. Urteil BGer vom 25.04.2007 (p l8/06) E. 4 und SVR 1998 EL Nr. l0 S. 25.
Vgl. $. 14 Abs- 3 Verordnung iiber die Vergiitung von Krankheits- und Behinderungskosten bei den Ergiin-
zungsleistungen (ELKV-AG) vom 17. November 201 0.
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Vollwaisen: CHF l0 000,-336
Bei in Heimen lebenden Personen: CHF 6000,-337.

Bei zu Hause lebenden alleinstehenden und verwitweten Personen oder bei
zu Hause lebenden Ehegatten von in Heimen oder Spitiilern lebenden per-
sonen, denen ein Anspruch auf eine Hilflosenentschiidigung der IV oder UV
zusteht, erhtjht sich der Mindestbetrag von CHF 25 000,- bei schwerer Hilflo-
sigkeit auf CHF 90 000,- bzw. bei mittlerer Hilflosigkeit auf CHF 60 000,-338.
Dieselbe Erh<ihung wird auch bei Beziigern einer Hilflosenentschiidigung
der AHV gewiihrt, die vorher eine Hilflosenentschtidigung der IV bezogen
haben33e.

Bei zu Hause lebenden Ehepaaren, von denen einer oder beide hilflos sind,
erhtjht sich der Mindestbetrag von CHF 50 000,- wie folgt340:
Anzahl Personen mit HE Grad der Hilflosigkeit Ht)chstbetrag
beide Ehegatten je schwer CHF 180 000,-

je mittelschwer CHF 120000,-
ein Ehegatte schwer CHF 150 000,-
ein Ehegatte mittelschwer CHF 150 000,-

ein Ehegatte schwer CHF I 15 000,-mittelschwer CHF 85 000,-
Die besonderen Hcichstgrenzen, bei schwer hilflosen Alleinstehenden

cHF 90 000,-, bezwecken, pflege- und betreuungsbediffiigen personen die
Gelegenheit zu geben, moglichst lange selbststiindig wohnen zu konnen und
nicht in ein Heim eintreten zu mtissen. Aus diesem Grund beschr?inkt sich die
Erhiihung der allgemeinen Hdchstgrerae von cHF 25 000,- auf die vergti-
tung von Pflege- und Betreuungskosten.

Im Unterschied zur allgemeinen Hochstgrenze, bei Alleinstehenden
cHF 25 000,-, wird bei der Festlegung der besonderen Hcichstgrenze, bei
Alleinstehenden maximal cHF 90 000,-, die Hilflosenentschiidigung vorab
in Abzug gebracht, da die Erhrihung nur in Frage kommt, >soweit die Kos-
ten fiir Pflege und Betreuung durch die Hilflosenentschiidigung nicht gedeckt
sind<<341.
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l. Allgemeines

Im Rahmen der 10. AHV-Revision wurden mit Wirkung ab l. Januar 1997
Erziehungs-342 und Betreuungsgutschriften3a3 eingefiihrt. Die Betreuungsgut-
schriften bestehen in einer jiihrlichen Rentengutschrift fiir Versicherte, die
hilflose Angehdrige betreuen34, d. h. die betreute Person muss Anspruch auf
eine Hilflosenentschiidigung mittleren Grades haben3a5. Die Betreuungsgut-
schriften stehen nur obligatorisch oder freiwillig nach AHVG versicherten
Personen zu3a6.

Fijr Zeiten, in welchen gleichzeitig ein Anspruch auf eine Erziehungsgut-
schrift besteht, kann keine Betreuungsgutschrift angerechnet werden3aT. So-
fern hilflose Kinder durch verwandte in aul oder absteigender Linie betreut
werden, denen keine Erziehungsgutschriften zustehen, krinnen die Betreu-
ungsgutschriften auch schon fiir Zeiten vor dem 16. Altersjahr des Kindes an-
gerechnet werden3a8.

2. Anspruchsvoraussetzungen

a) Anerkannte Angehtirige
Die betreute Person muss eine verwandte in auf- oder absteigender Linie

oder ein Geschwister des versicherten sein3ae. Den verwandten sind Ehe-
gatten, Schwiegereltern und Stiefkinder sowie eingetragene partnerschaften
gleichgestellt3so. Die Betreuungsgutschrift wird unabhiingig von der Betreu-
ungs- und Pflegeintensitiit egalittir ausgerichtet und entspricht dem Betrag der
dreifachen minimalen jiihrlichen Altersvollrente im zeitpunkt der Entstehung
des Rentenanspruchs3sr. Bei verheirateten Personen wird die Betreuungs-
gutschrift wiihrend der Kalenderjahre der Ehe hiilftig aufgeteilt3s2. ErftilGn
mehrere Personen die voraussetntngen fiir die Anrechnung von Betreuungs-
gutschriften, so wird die Betreuungsgutschrift zu gleichen Teilen auf alle in-
spruchsberechtigten Personen aufgeteilt3s3.
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b) Qualifizierte Hilflosigkeit
Der betreuten Person muss ein Anspruch auf eine Hilflosenentsch?idigung

der AHV, der IV, der obligatorischen Unfallversicherung oder der Militiirver-
si cherun g firr m i n de s t ens mit t lere H ilflo s i gkeit zustehen3sa.

Der Gesetzestext setzt explizit einen >anerkannten( Anspruch voraus, was
so verstanden werden kcinnte, dass nur die Betreuung von Beziigern einer
Hilflosenentschddigung Anspruch auf Betreuungsgutschriften vermittelt. Die
Rechtsprechung hat jedoch gekliirt, dass es gentgt, wenn die betreute person
hilflos ist und eine Hilflosenentschiidigung der AHV/IV oder der Unfallversi-
cherung355 beanspruchen kcinnte. Ob sie tatsiichlich eine Hilflosenentschiidi-
gung bezieht, ist unerheblich356.

Der Hilflosenentschiidigung gleichgestellt ist der Intensivpflegezuschlag3sT.
Bei minderjiihrigen versicherten, die von Angehdrigen betreut werden, wer-
den Betreuungsgutschriften in der Regel nur fiir die zeit mvischen der voll-
endung des 16. und dem 18. Altersjahr des Kindes berticksichtigt, da bis zur
Vollendung des 1 6. Altersjahres Erziehungsgutschriften angerechnet werden.
c) Leichte Erreichbarkeit

Bis zur Revision der Betreuungsgutschriften im Jahr 20113s8 sekte der An-
spruch auf Betreuungsgutschriften einen gemeinsamen Haushalt der betreu-
enden und der betreuten Person voraus. Diese voraussetzung war erfiillt bei
gleicher wohnung, einer anderen wohnung im gleichen Gebaude oder einer
wohnung in einem anderen Gebiiude auf demselben oder einem benachbarten
Grundstiick3se. Bei einer Entfernung von 800 Metern zwischen dem Haus der
betreuenden und der wohnung der pflegebediirftigen person kann nicht mehr
von einem benachbarten Grundsttick bzw. von einem gemeinsamen Haushalt
gesprochen werden36o.

Seit dem l. Januar 2012 genngtes, wenn die betreute person leicht erreicht
werden kann36r. Das Erfordemis der leichten Erreichbarkeit ist insbesondere
dann erfiillt, wenn die Betreuungsperson nicht mehr als 30 km entfernt von
der betreuten Person wohnt oder diese innert einer stunde erreichen kann362.
Die wohnsituation, wonach die betreute person leicht zu erreichen ist, muss
wiihrend mindestens 180 Tagen im Kalenderjahr gegeben sein363.
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H. Weitere Sicherungs ins trumente

1. Steuerabztige

Von den gesamten steuerbaren Einktinften werden die zu ihrer Erzielung
notwendigen Aufivendungen und die allgemeinen Abztige abgerechnet. Als
allgemeine Abnige gelten unter anderem auch die behinderungsbedingten
Kosten des Steuerpflichtigen oder der von ihm unterhaltenen Personen mit
Behinderungen im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes vom 13. De-
zember 2002, soweit der Steuerpflichtige die Kosten selber tragt36a. Die Eid-
gencissische Steuerverwaltung ESTV hat die Ausfiihrungsbestimmungen mit
Kreisschreiben Nr. 11: Abzug von Krankheits- und Unfallkosten sowie von
behinderungsbedingten Kosten geregelt.

2. Kantonale Forderung der Angeh<irigenpflege

Eine finanzielle Ftirderung der Angehorigenpflege erfolgt ferner im kan-
tonalen Recht durch besondere steuerabziigd6s und gesundheitsrechtliche
Pflegeentschridigungen366. Diese werden dabei in der Regel dem pflegenden
Angehorigen und zudem unabhlngig davon ausgerichtet, ob der Pflegebediirf-
tige die Voraussetzungen der seit 2008 kantonalisierten Vergtitung von Krank-
heits- und Behinderungskosten erfiillt367.

3. Sozialhilfe

Die Betreuungs- und Pflegekosten, die von keinem anderen Sicherungssys-
tem gedeckt werden, sind von der Sozialhilfe zu tragen. Die sozialhilfe ist
von der Nothilfe368 zu unterscheiden und von den Kantonen zu regeln. Jeder
Kanton hat eine eigene Sozialhilfegesetzgebung, verweist darin regelmiissig
auf die Richtlinien fiir die Ausgestaltung und Bemessung der Sozialhilfe36e.
Diese sehen eine Grunddeckung (Grundbedarf fiir Lebensunterhalt, Woh-
nungskosten zuziJrglich Krankenversicherungspriimie) und situationsbeding-
te Leistungen vor. Der Grundbedarf flir den Lebensunterhalt beinhaltet die
Kosten fiir Gesundheitspflege ohne Selbstbehalte und Franchisen (2. B. selbst
gekaufte Medikamente)3?0.

Die situationsbedingten Leistungen betreffend Pflege und Betreuung sind
die Folgenden:
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Unter den Titel lcrankheits- und behinderungsbedingte Auslagen fallen
Kosten fiir Leistungen, die nicht im Rahmen der medizinischen Grund-
u".rorgrrng liegen, u'U"i i* konkreten Einzelfall sinnvoll und nutzbringend
il;-\i"dut"t'weiaen Mehrauslagen im Zusammenhang mit Hilfe, Pflege
und Betriuung zu Hause oder in lagesstrukturen, Transport zur nichstge-
legenen Behandtungsstelle und Hilfsmittel3T''

- Die Vergiitung von Erwerbskosten und Auslagen f)r nicht lo.hnmcissig

honorieite Leistungen umfassen auch die effektiven Kosten, die im Zu-
,u.*"nt *g mit ier Erbringung anderer, nicht lohnmiissig honorierter
l"irtung"n frreiwilligen- odei Nichbarschaftsarbeit, Pflege von Familien-
angehOigen, Teilnahme an Integrations- oder Qualifi kationsprogrammen,
Stilensu"che etc.) anfallen. lie effektiven mit solchen von der Sozialhilfe
erwiinschten und geforderten Tiitigkeiten zusammenhiingenden zusatzli-
chen Kosten sind bii der Budgetierung vollumfiinglich zu beriicksichtigen'
Ftir die Mehrkosten auswiirtslingenommener Hauptmahlzeiten gilt allge-
mein ein Ansatz von 8 bis l0 Franken pro Mahlzeit. Diese Kosten diirfen
nicht mit Integrationszulagen oder Einkommens-Freibetriigen verrechnet
werden372.

- Eine Integrationszulage wird, nicht erwerbstiitigen Personen gewiihrt, die
Jas 16. L"ebensjahr v;llendet haben und sich besonders um ihre soziale
und/oder berufliche Integration sowie um diejenige von Menschen in ihrer
U-geUung bemtihen. Die Integrationszulage betriigt je nach der erbrach-
ten "feftu"ng und ihrer Bedeutung fiir den Integrationsprozess zwischen
cHF 100 uia :oo pro Person und Monat. Diese Bandbreite stellt einen
verbindlichen Handiungsrahmen dar, innerhalb dessen die zustiindigello-
zialhilfeorgane die EinZelheiten der Anwendung festle-gen kdnnen' Uber
die Integraiionszulage sollen berufliche Qualifizierung, Schulung und Aus-
bildungl gemeinntitiige oder nachbarschaft liche Tiiti gkeit sorvie die Pfl ege

uon en'g;horigen finanziell honoriert und gefordert werden3?3'

V. Kritische Wiirdigu ng und zukii nftige Liisun gsansiitze

A. Kritische l(ilrdigung

In der Schweiz ist seit der Griindung des Bundesstaates im Jahr 1848 aner-
kannt, dass die Solidargemeinschaft fiir Hilfs- und Pflegebed-iirftige zu sorgen
hat. Fiistorisch bestand diese Untersttitzung erst in einer Hilflosenzusatzrente,
mithin einem prozentualen Zwchlagzum Taggeld bzur- zur Invalidenrente der
Militiir- und der Unfallversicherung.

Mit der Einfiihrung der Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)
sowie der Invalidenversicherung (IV) wurde vor rund 50 Jahren ein System-
wechsel vollzogen. An Stelle der Hilflosenzusatzrente wurden Hilflosenent-
schiidigungen ii allen Sozialversicherungssystemen eingefiihrt. Diese Versi-
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cherungsleistung wurde und war wiihrend Jahrzehnten die Beheuungs- und
Pflegeentschiidigung, da sie allen hilfs- und pflegebediirftigen Personen er-
leichterte, mit Gesundheitsbeeintriichtigungen zu Hause bleiben zu kdnnen.

Der Gesetzgeber hat in den vergangen fiinfzig Jahren den sachlichen Gel-
tungsbereich der Hilflosenentschiidigung ausgedehnt und zudem neue Versi-
cherungsleistungen fiir hilfs- und pflegebediirftige Personen eingefiihrt. Das
Neben- und Durcheinander der Versicherung von diversen HiW-, Betreuungs-
und Pflegeleistungen hat das schweizerische Pflegeversicherungssystem tiber-
aus komplex werden lassen. Je mehr Versicherungsleistungen bestehen, desto
grdsser werden die Unklarheit fiir die Versicherten und die Versicherer, den
Koordinationsbedarf und die Gefahr der Uber- und Unterdeckung.

Die zum Teil unklaren und verwirrlichen Begriffe fiir die Umschreibung
von >Hilflosigkeit< und >Pflegebediffiigkeib, die an das babylonische Spra-
chenwirnvar erinnern, verstiirken die Inkohrirenz des Systems. Weil sich Hilf-
losen- und Pflegeentschidigungen, so wie sie normativ verstanden werden,
teilweise tiberschneiden, muss letztlich mit Bezug aufjede Leistungskategorie
einzelfallweise geprilft werden, inwieweit eine sachliche Kongruenz besteht.

Das Ineinanderiibergehen und Uberlagern von an sich wesensverschiede-
nen versicherungsleistungen ist rechtsstaatlich bedenklich, weil einerseits
keine Rechtssicherheit herrscht und andererseits sich die Versicherer mit den
Versicherten im Rechtsalltag iiber den umfang der Leistungspflicht oft und
zunehmend streiten, um m<iglichst wenig bezahlen zu mtissen bzw. weil gel-
tend gemacht wird, der fragliche Hilfs- oder Pflegebedarf sei bereits durch
eine andere versicherungsleistung abgedeckt. Da hilflose und pflegebedilrftige
Personen zu den schwrichsten der Gesellschaft zahlen,werden sie tendenziell
durch solche schwer durchschaubare Systeme benachteiligt.

Eine weitere Benachteiligung erfolgt durch die teilweise objektfnanzie-
rung bzw. Subventionienmg von Leistungserbringern. Ausgehend vom F<ir-
derungsgedanken, der den Gesetzgeber in den 1950er Jahren veranlasst hat,
Bau- und Betriebsbeitriige ftir Behinderteneinrichtungen und -organisationen
in der Invalidenversicherung vorzusehen, wurde die objektfinanzierung zu-
nehmend ausgebaut und in jiingster vergangenheit - anliisslich der Neurege-
lung des Finanzausgleichs und der Einfiihrung der >>Neuen pflegefinanzie-
rung( - kantonalisiert.

Das Nebeneinander von Pflegeversicherungsleistungen und pflegebetriebs-
subventionen verkompliziert das System nicht nur, sondern es verursacht auch
ein Autonomiedefuit derart, dass die betreuungs- und pflegebedtirftige person
zwar Geld erhiilt, aber nicht alles Geld erhiilt, das der Staat fiir sie ausgibt.
Die Wahlfreiheit unter den vorhandenen Leistungsangeboten und letztlicli die
Selbstbestimmung leiden unter einem solchen System.

���
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B. Auf- und Ausbau neuer Ldsungsansdtze

Bei der Neukonzeption des Begriffs der Pflegebediirfiigkeit sind insbeson-
dere die Schirmbegriffe >Grund- und Behandlungspflege< sowie >Aktivitii-
ten des tiiglichen Lebens<< zu fokussieren. Die Verwendung und Unterschei-
dung der sogenannten Grund- und Behandlungspflege - sie entstammt der
gesundheitsdkonomischen Sicht der l960er Jahre3Ta - wurde bereits in den
l990er Jahren aus pflege- wie auch rechtswissenschaftlicher Sicht als ilber-
holt beurteilt375. Das Begriffspaar wurde zt'rar in anftinglichen Auflagen von
einigen deutschsprachigen Pflegelehrbiichem verwendet376, istjedoch in aktu-
ellen und vor allem internationalen Handbiichern zur Pflegeausbildung nicht
ersichtlich3TT.

Anstelle der beiden Kategorien bietet sich der Pflegeprozess als national
und international etabliertes Kategorisierungssystem an378. Der Pflegeprozess
schliesst sowohl die Anamnese ein (Abkltirung37e), die pflegerischen Mass-
nahmen und ebenso die heute in der KLV nicht aufgefiihrte, aber unter heuti-
gen Qualitiitsgesichtspunkten immer wichtigere Evaluation der eingeleiteten
Massnahmen3so. Ein Vorteil des Pflegeprozesses ist auch, dass die prozessuale
Einbettung einer Massnahme im Vergleich zu kontextunabh2ingigen Einzel-
leistungskatalogen und deren Vergtitung sttirker auf ein kombiniertes Quali-
tcits- und Kostendenken ausgerichtet ist.

Auch der z.weite Schirmbegrifl die >(Instrumentellen) Aktivitiiten des Ttig-
lichen Lebens>>, geht auf Publikationen aus den l960er Jahren zuriick38r. In
der Fachliteratur zur Langzeitversorgung werden daztt zahlreiche unterschied-
liche Modelle und Interpretationen referenziert und kritisch diskutiert3s2. Auf-
fallend ist einerseits die grosse Variation der Anzahl Aktivitriten, die von 14
bis 6 reicht383 und andererseits, dass bereits in der frtihen Nutzung des Kon-
zepts innerhalb der 6 ATL unterschiedliche Aktivitiiten definiert sind38a.

Interessant ist auch, dass vor allem bei den Instrumenten mit wenigen AILs
die Pflegebediirftigkeit auf den somatisch orientierten Status fokussiert und
hier primtir Defizite markiert (Baden, Kleiden, Toilette etc.). Die kommuni-
kativen Funktionen, die vor allem der Beurteilung der Massnahmen dienen
(u. a. Beurteilen der Schmerzfreiheit) dienen, oder die Erfassung der sozialen
Teilhabe, z. B. die Alltagsgestaltung, bleibt mit diesen Instrumenten unbe-

374 Vgl. Eichhom, 1967.
375 Vgl. Klie, 1998, und Miiller, 1998.
376 Vgl. u.a. Juchli, 1973.
377 Siehe etwa Menche (2011). Pflege heute (5.Auflage). Miinchen: Urban & Fischer; Schewior-Popp/Sitz-

mannfullrich, (2012). Thiemes Pflege - Das Lehrbuch fiir Pflegende in Ausbildung (12. Auflage). Stutt-
gart: Thieme; Rosdahl Bunker/Kowalski (201 l). Textbook ofBasic Nursing (10th Edition). Philadelphia:
Lippincott Williams and Wilkins.
Siehe etwa Wilkinson, 2012.
Vgl. Art. 7 Abs. 2 lit. a KLV.
Vgl. Bundesamt fiir Gesundheit, 2009.
Lawto/Brody, 1969.
Exemplarisch Feinstein et al., 1986, Bennett, 1999, und Sikkes et al., 2009
14 ATL bei Henderson, 1960, und 6 bei Lawton/Brody, 1969.
Vgl. Katz, 1963, und Lawton/Brody, 1969.
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rticksichtigt. Insofern sind heute Instrumente zur Erfbssung von Pflegebedtirf-
tigkeit zu wiihlen, die bei somatischen,bzw. psychischen und kommunika-
tiv-kognitiven Einschriinkungen, eine Gleichbehandlung ermriglichen.

Beiden Schirmbegriffen ist gemeinsam, dass sie Funktionen, bzw. funkti-
onale Einschriinkungen kategorisieren, ohne den Kontext zu berilcl<sichtigen.
Die Kategorie >Essen und Trinken< ist ein gutes Beispiel dafiir, dass vom
Kontext losgeloste Funktionen zu einer ungenauen Einschiitzung fiihren. Die
Erfassung der Nahrungs- und Fltissigkeitsaufnahme resultiert z. B. bei einer
gesunden Person mit zwei gebrochenen Armen in einem vortibergehenden
Hilfebedarf beim Essen und Trinken. Hier ist eine repetitive Hilfestellung nci-
tig, indem Speisen und Getriinke mundgerecht gereicht werden, wobei dies
in der Regel in einem standardisierten Zeitrahmen mciglich ist. Hingegen ist
>>Essen und Trinken< fi.ir eine Person mit Halbseitenliihmung sowie Schluck-
und Kaubeschwerden in der Hilfestellung und dessen Zeitrahmen anders zu
bewerten.

Die Schluckschwierigkeiten sind zuniichst in einem rehabilitativen Prozess
zu stabilisieren und die neu erlernten Ess- und Schlucktechniken danach im
Alltag aufrecht zu erhalten. Die Hilfe bei der Nahrungs- und Fliissigkeits-
aufnahme ist auch sekundiirpriiventiv anzugehen, um insbesondere eine As-
pirationspneumonie zu vermeiden. Der Zeitaufwand fiir die mundgerechte
Nahrungs- und Fliissigkeitsaufnahme ist nur bedingt standardisierbar, bzw.
abhflngig von der Auspriigung der verbleibenden Liihmung und der Kau- und
Schluckbeschwerden. Hinzu kommt, dass auch die Haushaltfiihrung aufiviin-
diger ist, wenn die Bereitstellung von Speisen und Getriinken den Schluckbe-
schwerden angepasst werden muss.

Ein Beispiel fiir die Kombination von somatischen und kognitiven Ein-
schriinkungen bzw. die Erfassung des entsprechenden Hilfebedarfs ist die
Mundpflege bei einem dementen Menschen.Im Minimum sind folgende Auf-
gaben zu beriicksichtigen: manuelle Hilfestellung oder Ubemahme der Zahn-
reinigung, kommunikative Instruktion zum Ziihneputzenoder zum Offnen des
Mundes, Inspektion der Mundhcihle, und schliesslich die EvaluationntmZu-
stand der Zahne und der Mundschleimhaut.

Angesichts dieser unterschiedlichen Anforderungen fiir ein und dieselbe
All-Kategorie kann auch nicht von >einfacher Grundpflege< gesprochen
werden, denn die somatischen oder kognitiven Umsllinde - in der hiiuslichen
Pflege oft kombiniert mit riiumlichen Einschriinkungen - sind mitunter alles
andere als einfach. Entsprechend mi,issen die manuellen Tiitigkeiten mit ge-
eigneten Verhaltens- oder Motivationstechniken kombiniert und der Krank-
heitsverlaufsdynamik laufend angepasst werden.

Bei dieser Komplexitiit der Pflegebedtirftigkeit setzen neuere Systemati-
sierungs-Bem{ihungen zum Begriff und Inhalt der Pflegebediirftigkeit an. In
Deutschland wurde dazu unliingst ein neues Begutachtungsinstrument zur
Feststellung von Pflegebedtirftigkeit entwickelt385, dem eine griindliche Ana-

���
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lyse des Begriffs und der internationalen Verfahren vorausging. Die acht neu
herausgearbeiteten Kategorien386 sind in ein Begutachtungsverfahren einge-
bettet, das inhaltlich und messtechnisch kohiirent ist, sich an Ressourcen und
weniger an Defiziten orientiert und fiir die individuelle Pflegeplanung eine
solide Grundlage bietet.

Bereits seit 2001 stellt auch die WHO ihre >>Internationale Klassifkation
der FunktionsJrihigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF)<<387 zur Verfii-
gung, die sich - entgegen einem weit verbreiteten Missverstiindnis - nicht
nur bei Behinderungszustiinden, sondern bei srimtlichen Gesundheitsbeein-
trcichtigungen nutzen liisst. Anhand der Personen- und Kontextfaktoren wird
die Funktionseinschriinkung erhoben und bewertet. Dieses Instrument hat sich
vor allem in der rehabilitativen Gesundheitsversorgung etabliert.

Bemerkenswert ist, dass sich beide genannten Verfahren nicht primiir an
der durch Professionelle durchgefiihrten Leistungen, d. h. dem Pflegebedarf,
orientieren, sondern an der Lebenswelt der Patientinnen und Patienten. Diese
ist iiber Jahre oder Jahrzehnte hinweg massgeblich, um dauerhaft mit Gesund-
heitsbeeintriichtigungen leben zu kcinnen. Insofern zeigt sich hier die zuneh-
mende Nutzerorientierung, Eigenverantwortung und Selbstbestimmung der
erkrankten Person, die als Anforderung im Gesundheitswesen seit geraumer
Zeit angemahnt wird388 und in der Schweiz seit dem l. Januar 2013 in der
neuen Gesetzgebung zum Erwachsenen- und Kinderschutz verankert wurde.

Vor dem Hintergrund dieser beiden Instrumente kcinnen Schweizer Gesetz-
geber, Beh<irden und Fachgremien bei der Neukonzeption von Pflegebediirf-
tigkeit und der Kategorisierung des Hilfe- und Pflegebedarfs auf weit gereifte
Arbeiten aus dem Ausland zuriickgreifen38e.

Die Vergtitung von Pflege- und Hilfeleistungen wird in der Schweiz als
Einzelleistungskatalog bzw. als Zeit- oder Taxwert fiir Einzelleistungen kon-

Die acht Kategorien zur Erhebung der Pflegebediirftigkeit sind: 1. Mobilitiit, 2. kommunikative und ko-
gnitive Funktionen, 3. Verhaltensweisen und psychische Problemlagen, 4. Selbswersorgung, 5. Umgang
mit kankheits-/therapiebedingten Anforderungen und Belastungen, 6. Gestaltung des Alltagslebens und
soziale Kontakte, 7. Ausserhiiusliche Aktiviteten, 8. Haushaltsfiihrung.
World Health Organization, 2001 (siehe hftp://www.who.int/classifications/icf/enl- zuletzt besucht am
05.12.2013).
Vgl. u. a. Schaeffer,2004.
Die Diskussion zu Pflegebediirftigkeit setzte in der Schweiz u. a. deshalb noch kaum ein, da hierailande
die Pflegewissenschaft im internationalen Vergleich erst sehr spet im Bildungssystem Fuss fasste (erster
Studiengmg MSc in Nursing im Jahr 1996 an der damaligen Kaderschule fiir Krankenpflege in Koope-
ration mit der Universitiit Maastricht und dwchgefiihrt bis 2006, ab 2001 MScN Studiengiinge an der
Universitet Basel sowie ab 2006 an vier Fachhochschulen und an der Universitat Lausanne) und damit
auch Institute mit entsprechenden Forschungsprogrammen erst nach und nach etabliert wurden. Die Mit-
gestaltung bei gesetzgeberischen Prozpssen und zu relevanten Diskussionen zu Pflegebedtirftigkeit war
deshalb kaum mdglich, bry. in der Schweiz ausgebildete Pflegewissenschafter(inn)en standen fiir die
Gremienarbeit nicht zur Verftigung. Andererseits wurde die Fachdiskussion zu Pflegebediirftigkeit von
gerontologisch ausgebildeten Fachleuten gepregt, d. h. der Diskussionsfokus zu Pflegebediirftigkeit lag
aufaltersbedingten Funktionseinschriinkungen (siehe u. a. H0pflinger et al., 201 l). Relevante pflege- oder
rechtswissenschaftliche Kritikpunkte (u. a. zum Konzept der Grund- und Behandlungspflege) wurden da-
bei kaum aufgegriffen. Hinzu kommt, dass die Schweizer Sozialversicherungsgesetzgebung neben der
Kranken-, Invaliden- und Unfallversicherung keine Pflegeversicherung kennt. Deshalb blieb der Begriff
der Pflegebedilrftigkeit bis dato im Schatten der Krankheits- und Invaliditiitsbegriffe und den dazu traditi-
onell etablierten Erfassungssystemen und Vergiitungskatalogen.
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zipiert3el. Dieses System mag fiir einmalige, kiirzere und klinisch iiberschau-
bare Episoden dem Zweck dienen. Jedoch sind sie als Vergiitungssystem bei
den aus epidemiologischer Sicht zunehmenden, langdauernden und therapi-
eintensiven Versorgungsverliiufen weniger geeignet3er. Als Alternative bietet
sich ein Pauschalierungs- oder Capitalisationssystem an, wie es in der hie-
sigen hausdrztlichen Praxis als Modell der prospektiven Vergiitung seit den
l990er Jahren existiert und praktiziert wird3e2.

In der pflegerischen Langzeitversorgung ist dazu das Bedarfserhebungsin-
strument tResident Assessment Instrument< (RAI) weit verbreitet3e3. Darin ist
ein Modul fiir Pflegeaufivandgruppen (>Resource Utilization Groups< [RUGI)
integriert, das konzeptionell mit den DRG (>Diagnose Related Groups<) ver-
gleichbar ist und somit die Pauschalierung von Leistungsgruppen ermoglicht.
Das Modul der RUG ist jedoch in der fiir die Schweizer Spitex angepassten
Software RAI-Home Care Schweiz nicht integriert. Auch in Pflegeheimen
wird das Modul entweder gar nicht oder zumindest nicht systematisch ge-
nutzt. Hingegen hat sich eine Mischform etabliert, in dem die zw<ilf Pflege-
stufen, bzw. der dazu in der KLV festgeschriebene Zeitaufwand3ea anstelle der
Pflegeaufivandgruppen den RAI Gruppen zugeordnet wurde.

Das Bundesgericht betont, dass das RAl-AbkHrungsinstrument Empfeh-
lungen im Bereich der Hauspflege einer Berufsgruppe ohne jeglichen nor-
mativen Charakter und flir das Gericht nicht verbindlich seien. Es k6nne sie
jedoch bei seiner Entscheidung mitberticksichtigen, sofern sie eine dem Ein-
zelfull angepasste und gerecht werdende Auslegung der anwendbaren gesetz-
lichen Bestimmungen zuliessen3es. Es kann und soll deshalb fiir die Pflegebe-
darfsfeststellung sowohl in der Kranken- als auch der Unfallversicherung3e6
beigezogen werden.

Manche Kantone hinterlegen den Pflegeaufwandgruppen als Grundlage fiir
die Tarifierung ein Fallgewicht, z. B. lohngewichtet nach der Pflegezeit3e7. So
entsteht - zwar pragmatisch, aber nicht ganz unproblematisch - eine Misch-
form zwischen hiesigen Vorgaben der Sozialversicherungsgesetzgebung und
einem wissenschaftlich entwickelten und intemational etablierten Instrument.

Anzunehmen ist, dass in der Schweiz basierend auf Erfahrungen in ande-
ren OECD Liindern zukiinftig pauschalierte Vergtitungssysteme und andere
Finanzierungsneuemngen oder -reformen in der hiiuslichen und stationiiren
Langzeitversorgung diskutiert werden3e8. Hier wird auch die Koordination,

Vgl. etwa Art. 7 und Art. 7a KLV.
Vgl. Carpenter et al., 1997.
Exemplarisch Baur, 2004.
Fiir die Spitex empfiehlt es der Spitex Verband Schweiz als Instrument der Wahl (RAI Home Care). Fiir
stationiire Langzeitinstitutionen entscheiden die Kantone, welches Instrument genutzt wird (u. a. RAI Nur-
sing Home).
Vgl. An. 7aAbs.3 KLV.
Vgl. BGE 136V 172 E. 4.3.3 und 124V 351 E.2e sowie Urteil BCer vom 21.12.2010 (9C_70212010)
E.4.2.3.
Vgl. Urteil BGer vom 12.7.2013 (8C-1037/2012)8.5.2.4.
Vgl. Vettori et a1.,2007.
Vgl. OECD,2013.
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die ab l. Januar 2012 als Einzelleistung in die KLV aufgenommen wurde, ein
zentrales Element eines integrierten Versorgungsansatzes. Dass die Pauscha-
lierung in der Spitex funktionieren knnn, zeigt ein erfolgreiches Modell des in
New York ansiissigen, und weltweit einer der grdssten Spitexdienste, der mit
der staatlichen Krankenversicherung fiir Erwerbsschwache (Medicaid) und
Betagte (Medicare) ein Versicherungsmodell fiir Langzeiwersorgung entwi-
ckelt hat3ee.

Neuere Konzepte zur Bewiiltigung von dauerhaften Gesundheitsbeein-
triichtigungen integrieren auch die Selbstmanagementfcirderung bei chro-
nisch lvanken Menschena@. Insofern ist Pflegebediffiigkeit nicht nur aus
dem Blickpunkt der Leistungen der Gesundheitsprofessionellen zu bewerten.
Auch Patientinnen und Patienten tragen je nach ihren Fiihigkeiten massgeb-
lich dazu bei, dass sie beispielsweise die Verabreichung von Medikamenten
wirkungsvoll in den Alltag integrieren. Hier entwickelte sich international seit
den l980er Jahren ein Fundus an Wissen und Erfahrungen, damit Gesund-
heit und ein gesundheitsft;rderlicher Alltag auch mit chronischer Krankheit
moglich sind und die erlaankten Personen eine entsprechende Alltagskompe-
tenz entwickeln kcinnen. In der Schweiz wurde dazu in den letzten Jahren die
Thematik der Patientenbildung intensiv gefiirdert'or, interessanterweise auch
unter aktiver Beteiligung von Krankenversicherern42.

Eine besondere Form des Selbstmanagements obliegt auch pflegenden An-
gehdrigen, wenn sie ihre familiale Arbeit mit der Erwerbsarbeit vereinbaren
(miissen)403. Bis vor wenigen Jahren wurde in der Schweizer Wirtschaft und
Politik kaum wahrgenornmen, dass das Augenmerk zur Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf nicht nur auf Eltem mit gesunden Neugeborenen und Klein-
kindern, sondern auch auf Berufstiitige mit pflegebediirftigen Angeh<irigen zu
richten ist. Hierzulande gibt es bislang keine vergleichbaren gesetzlichen Vor-
gaben zur Fcirderung von Erwerbstiitigkeit und Angehorigenpflege wie etwa
die >Familienpflegezeit< in Deutschland, die >Hospizkarenz<< in Osterreich,
oder die >Compassionate Care<< in Kanada und den USA.

Die Betriebe miissen allerdings im Rahmen des ArbeitsgesetzesaM und des
Obligationenrechts40s der Sorge der familialen Aufgaben in Form von freien
Stunden oder Tagen Rechnung tragen. Personalverantwortliche und Sozial-
partner haben verhiiltnismiissig rasch auf die neuen Fragen und Herausforde-
rungen fiir Betriebe reagierta06. Ftir eine stabile Berufstdtigkeit sind allerdings
nicht nur die Arbeitgebenden wichtig, sondern auch die Gesundheitsversor-
gung ist ein zentraler Akteur, damit Berufstiitige kontinuierlich ihrer Erwerbs-
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tiitigkeit nachgehen kOnnen und nicht unndtig kontaktiert (oder gesttirt) wer-
den mtissen. Insofern tr?igt die einwandfrei koordinierte und integrierte Ver-
sorgung auch zur sozialen Absicherung,bzw. zttr nachhaltigen Sicherung der
B erufs mt i gke it b e iao1 .

Eine andere Form, die Leistungen der pflegenden Angehdrigen zu positi-
onieren, bietet die Moglichkeit sie durch die Spitex anzustellen. Dies wur-
de unliingst aus rechts- und pflegewissenschaftlicher Sicht beleuchtet4o8. Die
Anstellung liegt in der Verantwortung der jeweiligen Spitex-Organisation. Im
Rahmen der kantonalen Zulassung ist sie auch fiir die Aufsicht der geleisteten
Pflegequalitat verantwortlich. Bisherige Erfahrungen aus Sicht der Spitex-Or-
ganisation und der angestellten Angehdrigen sind positi/oe. Ebenfalls liisst
sich volkswirtschaftlich argumentieren, dass durch die Anstellung zusatzliche
Steuereinnahmen und Sozialversicherungsbeitriige entstehen.

Andererseits ist moglicherweise mit zusiitzlichen Kosten zulasten der
Krankenversicherungen zu rechnen, wenn bislang kostenlos erbrachte Leis-
tungen von Angehorigen von der Spitex-Organisation in Rechnung gestellt
werden. Allerdings bewegt sich der Anteil der Spitex an den Gesamtkosten
des Schweizer Gesundheitswesens bei lediglich 2,8oh410. Daran diirften auch
die mit Bedacht gewtihlten Anstellungsverhtiltnisse nicht massgeblich iindern.
Allerdings ist hier davon auszugehen, dass die bisher vor allem von Frau-
en geleistete, weitgehend unbezahlte familiale Betreuungs- und Pflegearbeit
aufgrund veriinderter Familienstrukturen, geographischer Mobilitiit sowie
vermehrter Erwerbspartizipation von Frauen ohnehin weniger umfangreich
ausfiillt.

Um die derzeitige Praxis des Erwerbsmodells >Anstellung von Angehri-
rigen durch die Spitex< fundiert zu diskutieren, sind vier Punkte vertieft zu
untersuchenarr:

Quantitative Erfassung der Anstellungsverhiiltnisse bei Spitex-Organisati-
onen und der bisherigen Erfahrungen,
M<iglichkeit, die Anstellung an die Qualifikation fiir den Abschluss eines
Gesundheitsberufes anzurechnen,
Erfahrungen aus Sicht der zu pflegenden Personen erheben, und
Forschungsbedarf zur sozialethischen Dimension, denn mit der Anstellung
wird eine neue Kategorie von Angehdrigen geschaffen.

Eine weitere Mdglichkeit zur personellen Sicherung der Betreuung im Pri-
vathaushalt ist die sogenannte Care Migrationat2.Dazuhat sich in der Schweiz
in den zuriickliegenden Jahren ein Markt fiir Betreuungsdienstleistungen ent-
wickelt. Vorrangig aus Mittel- und Osteuropa kommen Care-Migrantinnen in

Vgl. Bischofberger, 20 l2a, und Bischofberger, 2012b.
Vgl. Leu/Bischofb erger, 20 12.
Vgl. King,201L
Vgl. Weiss Zbinden, 2010.
Ein Projekt dazu wird derzeit im Rahmen der Fdrderung mit einem KTI lnnovationsScheck von der Kalai-
dos Fachhochschule Gesundheit, bzw. dem Forschungsinstitut Careum F+E, in Zusammenarbeit mit der
Spitex Kd,niz durchgefiihrt (siehe www.careum.ch > Forschung > Patientensicherheit).
Vgl. van Holten et al., 201 3.
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hiesige Haushalte und wohnen oft auch dort, um fiir eine gewisse Zeit Sor-
gearbeiten fiir hilfe- und pflegebediffiige Personen zu iibemehmen. Daraus
ergibt sich ein komplexes Spannungsfeld von gesellschaftlichen und (sozi-
al-)politischen Rahmenbedingungen zu diesem weitgehend unkontrollierten
Markt. Neben den arbeitsrechtlichen Fragen interessieren flir diesen Bericht
vor allem Fragen zur Sicherung der Versorgungsqualitiit. Hier kdnnte sich
fiir Spitex-Organisationen anbieten, dass sie in Haushalten, in denen Care
Migrantinnen tiitig sind, supervisorisch oder konsiliarisch wirken und so ei-
nen Auftrag der Qualitiitssicherung tibernehmenar 3.

In Bezug auf die Vergtitung der Leistungen von Care Migrantinnen gilt Fol-
gendes: Im Rahmen der Invalidenversicherung, bzw des Assistenzbeitrags ist
die Suche nach einer Assistenzperson auf dem freien Arbeitsmarkt vorgese-
hen. Dabei ist die Anstellung einer care Migrantin durch die behinderte Per-
son mriglich. Der Gesetzgeber macht keine vorgaben zur Qualifikation der
Assistenzperson. wenn care Migrantinnen hingegen bei vermittlungsagentu-
ren angestellt sind, die kein kantonal zugelassener Leistungserbringer sind, ist
eine Vergiitung der allf?illig von ihr erbrachten Grundpflegeleistungen durch
die Krankenversicherung nicht mciglich. care Migrantinnen iiben demnach
dieselbe Arbeit in verschiedenen Haushalten aus, ihre Leistungen flir perso-
nen mit unterschiedlicher versicherungsdeckung werden jedoch ungleich ver-
giitet. Dieser Sachverhalt ist auch hinsichtlich der Qualitiitssicherung relevant,
die im KVG gefordert wird. Pflegebediirftige Personen und ihre Angehcirige
sind entsprechend zu den Vergtitungsmriglichkeiten zu informierena I a-

seit Inkrafltreten des Pilotversuchs >>Assistenzbudget< am r. Januar 2006
war es mciglich, dass pflegende Angehdrige von ihren behinderten Niichs-
ten auf Kosten der IV angestellt werden konnten. Dieses war vorher und bis
Ende 2008 nur den Beziigern von Ergiinzungsleistungen m<iglicha'i. Die In-
anspruchnahme der Anstellungsoption im Rahmen des pilotversuchs blieb
jedoch unter den Erwartungena'6. Seit der Einftihrung des Assistenzbeitrags
im IVG am l. Januar 2012 besteht diese Mriglichkeit nicht mehr, d. h. in ge-
rader Linie verwandte krinnen nicht mehr als Assistenzperson angestellt wir-
den. Ebenfalls wurde im Jahr 2008 die ELKV option auf Bundesebene auf-
gehobenarT. Diese ermdglichte, dass Angehorige von ihren pflegebedtirftigen
Niichsten angestellt werden krinnen. Seither regeln dies die Kantone mittlls
verordnungen. Die quantitative Inanspruchnahme unter diesen neuen kanto-
nalen Voraussetzungen bleibt zu untersuchen.

413 Vgl. van Holten et a1., 2012.
414 Ygl.Jiihnkeetal.,2012;SieheauchdenRatgeberzurBeschiiftigungeinerHaushaltshilfe,herausgege-

ben von der Fachstelle fflr Gleichstellung der Stadt Ztich:: http://www.stadt-zuerich.ch/content/pid/de/
index/gleichstellung/themery'emerbsarbeit/haushalthilfe_im alter/pubtikationen.html - zuletzt besucht
am 21. Juni 2013).
Siehe dazu supra Rn. 146.
Vgl. LatzellAndermatt, 2008.
Art. l3b aELKV erlaubte dieAusrichtung einerVergtitung von Krankheits- und Behinderungskosten fiir
betreuende und pfl egende Angehdrige.
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Schliesslich wird in der Schweiz aufgrund einer bundesriitlichen Initiative
die sogenannte ZeiWorsorge als sozialpolitisch neue Mdglichkeit diskutiert.
Dazu wurde vom Bundesamt fiir Sozialversicherungen (BSV) eine Machbar-
keitsstudie in Auftrag gegebenar8. Ziel wat es zu untersuchen, inwiefem sich
personale Ressourcen von Rentnerinnen und Rentnern unmittelbar nach der
Pensionierung erschliessen lassen, und ob sich mit dem Zeifforsorgesystem
die Kosten des Gemeinwesens fiir die Hilfe und Betreuung zu Hause fiir die
dltere Bevcilkerung eindiimmen liisst.

Die Ergebnisse zeigen in Bezug auf die Pflegesicherung, dass ein Poten-
zial fiir freiwillig geleistete Zeitvorsorgestunden vorhanden ist. Parallel zur
Etablierung des Zeitvorsorgesystems mtisste jedoch die professionelle hiius-
liche Pflege und Betreuung ausgebaut werden, denn der Leistungskatalog der
Zeitvorsorgenden wird als >pflegeuntersttitzend< bezeichnet. Zudem wird
darauf hingewiesen, dass aufgrund der geringen Datenlage im In- wie auch
im Ausland sowie der komplexen Strukturen des Zeiworsorgesystems die
Machbarkeit erst im Rahmen eines Pilotprojekts gekltirt werden kann. Ein
Zeitvorsorgesystem ist derzeit in der Stadt St. Gallen zum Start vorbereitet're.
Operativ sieht dieses Modell vor, dass pro zeitvorsorgender Person maximal
750 Stunden angesammelt werden kcinnen. Diese Stunden werden langfristig
besichert, so dass die Nutzung der Stunden fiir das Rentenalter garantiert ist.
Strukturell sind sowohl Leistungserbringer als auch Freiwilligenorganisatio-
nen kooperativ in das Zeitvorsorgesystem eingebundena2o.

Vor dem Hintergrund dieser kritischen Wtirdigung und der Priisentation von
L<isungsansiitzen wird deutlich, dass verschiedene Neuerungen in der Lang-
zeitversorgung von hochaltrigen und behinderten Personen an- und weiter zu
denken sind. Insbesondere wire der Gesetzgeber gut beraten, im Rahmen ei-
ner Neukonzeption der Hilflosen- und Pflegeentschddigungen ein kohcirentes
und rechtsgleiches Entschcidigungssystem fir Assistenzleistungen unter der
Verantwortung eines Sozialversicherungstrrigers zu schaffen. Nur so wiire
ein nachvollziehbares Versicherungssystem mdglich und wiirden die heute
irrlichtenden Versicherungsleistungen zu Autonomiegaranten. Wegweisend
dabei werden aktuelle nationale sowie internationale Untersuchungen unter
den Schirmbegriffen >Unbezahlte Care-Arbeit< und >long-term care( sein42r.
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